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Prüfungsordnung für den Studiengang Umwelttechnik – Bachelor of Engineering  

der Fachhochschule Wiesbaden 
 

Allgemeine Bestimmungen für Prüfungsordnungen (ABPO) 
der Fachhochschule Wiesbaden vom 10. Dezember 2002, ge-
ändert Amtliche Mitteilung Nr. 37 vom 22.9.2005 
 
 
Vorbemerkung 
 
Nach §§ 33 und 39 Abs. 2 Nr. 2 des Hessischen Hochschulge-
setzes (HHG) in der Fassung vom 31. Juli 2000 (GVBl. I S. 374) 
erlässt der Senat der Fachhochschule Wiesbaden – University of 
Applied Sciences auf Grund des Beschlusses vom 10. Dezember 
2002 die folgenden Allgemeinen Bestimmungen für Prüfungsord-
nungen (ABPO). Sie enthalten die für die Prüfungsordnungen 
aller Fachbereiche und Studiengänge der Fachhochschule Wies-
baden – University of Applied Sciences verbindlichen Regelun-
gen. Sie sind Bestandteil der jeweiligen Prüfungsordnungen und 
werden ergänzt durch die von den Fachbereichen zu treffenden 
studiengangsspezifischen Regelungen, die in den Besonderen 
Bestimmungen festzulegen sind. 
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Besondere Bestimmungen des Fachbereichs Ingenieurwis-
senschaften für den Studiengang Umwelttechnik – Bachelor 
of Engineering vom 20.11.2007 
 
 
Vorbemerkung 
 
Aufgrund des § 50 Abs. 1 Nr. 1 des Hessischen Hochschulgeset-
zes (HHG), in der jeweils gültigen Fassung, hat der Fachbereich-
rat des Fachbereichs Ingenieurwissenschaften der Fachhoch-
schule Wiesbaden die o.a. Prüfungsordnung beschlossen. Sie 
entspricht den Allgemeinen Bestimmungen für Prüfungsordnun-
gen der Fachhochschule Wiesbaden vom 10. Dezember 2002 
(StAnz 2003, S. 2124 ff.) in der Fassung der Amtlichen Mitteilun-
gen Nr. 37 vom 22.09.2005 und wurde in der 60. Sitzung des Se-
nats der Fachhochschule am 12.12.2007 beschlossen und vom 
Präsidenten am 08.02.2008 gem. § 94 Abs. 4 HHG genehmigt.“ 
Diese Prüfungsordnung enthält die studiengangsspezifischen 
Regelungen für den Studiengang Umwelttechnik im Fachbereich 
Ingenieurwissenschaften. Die Anlagen 1 bis 3 sind Bestandteil 
dieser Prüfungsordnung. 
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1. Allgemeines 
 
1.1. Dauer und Gliederung des Studiums 
 
1.1.1    Für  Studiengänge, die mit der Diplomprüfung als erstem 

berufsqualifizierenden Abschluss abschließen, beträgt die 
Regelstudienzeit acht Semester. Sie umfasst mindestens 
sechs theoretische und ein oder zwei Berufspraktische 
Studiensemester (BPS) sowie die Prüfungen einschließ-
lich der Diplomarbeit. 

Für Teilzeitstudiengänge sowie berufsintegrierte und dua-
le Studiengänge können die Besonderen Bestimmungen 
eine längere Regelstudienzeit vorsehen. 

 
1.1.2    Für Studiengänge, die mit der Bachelorprüfung als ers-

tem berufsqualifizierenden Abschluss abschließen, be-
trägt die Regelstudienzeit sechs, sieben oder acht Se-
mester. Sie umfasst mindestens sechs theoretische und 
nicht mehr als ein Berufspraktisches Studiensemester 
sowie die Prüfungen und – sofern die Besonderen Be-
stimmungen dies vorsehen – die Bachelor-Thesis. 

 
1.1.3    Für Studiengänge, die mit der Masterprüfung als weite-

rem berufsqualifizierenden Abschluss abschließen, be-
trägt die Regelstudienzeit zwei, drei oder vier Semester. 
Sie umfasst die Prüfungen einschließlich der Master-
Thesis. 

 
1.1.4    Bei konsekutiven Studiengängen, die zu Graden nach 

1.1.2 und 1.1.3 führen, beträgt die Gesamtregelstudien-
zeit höchstens zehn Semester. 

 
1.1.5    Der Stundenumfang bei einem Vollzeit-Diplomstudien-

gang beträgt zwischen 140 und 170 Semesterwochen-
stunden (SWS). Bei Teilzeitstudiengängen sowie bei be-
rufsintegrierten und dualen Studiengängen können die 
Besonderen Bestimmungen abweichende Werte festle-
gen. 

Der Stundenumfang für einen Vollzeit-Bachelorstudien-
gang soll bei einer Regelstudienzeit von 6 Semestern 
zwischen 120 und 150 SWS, bei einer Regelstudienzeit 
von 7 Semestern zwischen 130 und 160 SWS und bei ei-
ner Regelstudienzeit von 8 Semestern zwischen 140 und 
170 SWS betragen. Bei Teilzeitstudiengängen sowie bei 
berufsintegrierten und dualen Studiengängen können die 
Besonderen Bestimmungen abweichende Werte festle-
gen. Die Akkreditierung regelt den verbindlichen Wert. 

Der Stundenumfang für einen Vollzeit-Masterstudiengang 
soll bei einer Regelstudienzeit von 4 Semestern zwischen 
50 und 70 SWS, bei einer Regelstudienzeit von 3 Se-
mestern zwischen 40 und 60 SWS und bei einer Regel-
studienzeit von 2 Semestern zwischen 30 und 50 SWS 
betragen. Bei Teilzeitstudiengängen sowie bei berufsinte-
grierten und dualen Studiengängen können die Besonde-
ren Bestimmungen abweichende Werte festlegen. Die 
Akkreditierung regelt den verbindlichen Wert. 

Bei normalen Vollzeitstudiengängen sind die Anforderun-
gen so zu bemessen, dass pro Semester durchschnittlich 
30 Leistungspunkte zu erwerben sind (vgl. 1.3). 

 
1.1.6    In Diplomstudiengängen gliedert sich das Studium in das 

Grund- und das Hauptstudium. Das Grundstudium um-
fasst nach Maßgabe der jeweiligen Studien- und Prü-
fungsordnungen mindestens zwei und höchstens vier 
Studiensemester. 

Bei Bachelor-Studiengängen können die Besonderen Be-
stimmungen vorsehen, dass sie in ein Grund- und ein 
Hauptstudium gegliedert sind. In diesem Falle sind die 
entsprechenden Regelungen für Diplomstudiengänge 
dieser Allgemeinen Bestimmungen analog anzuwenden. 

 
1.1.7    Das Berufspraktische Studiensemester bzw. die Berufs-

praktischen Studiensemester ist bzw. sind eine von der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
zu 1.1.2 Der Studiengang Umwelttechnik schließt mit der Ba-

chelorprüfung als erstem berufsqualifizierenden Ab-
schluss ab. Die Regelstudienzeit beträgt sechs Se-
mester. Im sechsten Semester wird die Bachelor-
Thesis angefertigt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.1.5  

 
 
 
 
 

Der Stundenumfang beträgt 142 SWS.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

zu 1.1.6  
 
 
 
 

Das Studium gliedert sich in  
− ein Grundstudium von drei Semestern, das mit ei-

ner Bachelorvorprüfung (Zwischenprüfung) abge-
schlossen wird (siehe Ziffer 3.1.), 

− ein Hauptstudium von drei Semestern. 
 

zu 1.1.7 Anstelle des Berufspraktischen Studiensemesters 
wird im fünften Studiensemester eine Projektarbeit 
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Fachhochschule geregelte und betreute berufspraktische 
Tätigkeit im Hauptstudium von jeweils mindestens vier 
Monaten Dauer. In Ausnahmefällen, insbesondere wenn 
ausreichend Praxisstellen nicht zur Verfügung stehen, 
oder in berufsintegrierten oder dualen Studiengängen 
sowie in Teilzeitstudiengängen kann die betreute berufs-
praktische Tätigkeit durch eine andere, gleichwertige be-
rufspraktische Tätigkeit oder durch gleichwertige Praxis-
projekte ganz oder teilweise ersetzt werden. Näheres re-
geln die Besonderen Bestimmungen. 

Die Besonderen Bestimmungen treffen Regelungen über 
die Anerkennung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit 
als BPS. 

 
1.1.8    Zusätzlich kann eine berufspraktische Tätigkeit (Vorpra-

xis) gefordert werden. Die Besonderen Bestimmungen 
regeln den Gesamtumfang dieser Vorpraxis sowie den 
Zeitpunkt, zu dem diese nachgewiesen werden muss. Ei-
ne einschlägige berufliche Tätigkeit wird angerechnet. 

 
1.1.9    Teilzeitstudiengänge sind so zu organisieren, dass die 

Regelstudienzeit die doppelte Semesterzahl eines ent-
sprechenden Vollzeitstudiums nicht überschreitet. Ent-
sprechendes gilt ggf. für die Dauer des Grundstudiums 
bis zur Zwischenprüfung. 

 
1.2    Prüfungen, akademische Grade 
 
1.2.1    Das Grundstudium wird durch die Zwischenprüfung ab-

geschlossen. Diese dient der Feststellung, ob das Ziel 
dieses Studienabschnittes erreicht wurde. 

 
1.2.2    Die Diplomprüfung schließt das Hauptstudium eines Dip-

lomstudiengangs, die Bachelorprüfung einen Bachelor-
studiengang und die Masterprüfung einen Masterstudien-
gang ab. Sie dienen der Feststellung, ob die Kandidatin 
oder der Kandidat die für den Übergang in die Berufspra-
xis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben 
hat, die Zusammenhänge des studierten Faches über-
blickt und die Fähigkeit besitzt, methodisch und selbst-
ständig auf wissenschaftlicher oder künstlerischer Grund-
lage zu arbeiten. 

 
1.2.3    Aufgrund der bestandenen Diplomprüfung verleiht die 

Hochschule den Diplomgrad mit Angabe der Fachrich-
tung, der durch den Zusatz „Fachhochschule“ („FH“) er-
gänzt wird. 

 
1.2.4    Aufgrund der bestandenen Bachelorprüfung verleiht die 

Hochschule den Bachelorgrad entsprechend der Akkredi-
tierung. 

 
1.2.5    Aufgrund der bestandenen Masterprüfung verleiht die 

Hochschule den Mastergrad entsprechend der Akkreditie-
rung. 

 
1.3. Module und Leistungspunkte 
 
1.3.1 Die Studiengänge sind modular aufgebaut. Ein Modul ist 

ein zusammengehörendes Lehr- und Lerngebiet, das In-
halte eines einzelnen Semesters oder eines Studienjah-
res umfasst, sich aber auch über mehrere Semester 
erstrecken kann. Das Modul wird grundsätzlich mit Prü-
fungsleistungen abgeschlossen. 

 
1.3.2 Jedem Modul werden in den Studien- und Prüfungsord-

nungen der Studiengänge Leistungspunkte zugeordnet. 
Basis der Leistungspunktvergabe ist das European Credit 
Transfer System (ECTS). Die Verwendung von anderen 
Leistungspunktsystemen ist möglich, soweit die Kompati-
bilität mit dem ECTS gewährleistet ist. 

 
1.3.3 Leistungspunkte sind ein quantitatives Maß für die Ge-

samtbelastung der oder des Studierenden. Sie beziehen 
sich auf die Teilnahme an Veranstaltungen (Präsenzstu-
dium), die Vor- und Nachbereitung des Lehrstoffes, die 

über aktuelle Entwicklungen der Umwelttechnik in 
Zusammenarbeit mit Partnern aus der Industrie oder 
der öffentlichen Verwaltung durchgeführt. Art, Um-
fang und Leistungsnachweis ergeben sich aus Anla-
ge 1. 

 
 

 
 
 

Die Anerkennung einer beruflichen Tätigkeit als Er-
satz für das Projekt ist nicht möglich. 

 
 
zu 1.1.8 Eine zusätzliche berufspraktische Tätigkeit (Vorpra-

xis) wird nicht gefordert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.2.4    Aufgrund der bestandenen Bachelorprüfung verleiht 

die Hochschule den akademischen Grad „Bachelor of 
Engineering“.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.3.2 Die Zuordnung der Leistungspunkte zu den einzelnen 

Modulen erfolgt gemäß Anlage 1.  
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Prüfungsvorbereitungen einschließlich Abschluss- und 
studienbegleitenden Arbeiten, den Prüfungsaufwand so-
wie die Praktika. 

 
1.3.4 Für die Studien- und Prüfungsleistungen eines normalen 

Vollzeit-Studiengangs sind pro Semester 30 Leistungs-
punkte zu vergeben. Nach erfolgreichem Abschluss eines 
Moduls gemäß 1.3.1 werden die entsprechenden Leis-
tungspunkte getrennt von den erzielten Prüfungsergeb-
nissen erfasst und ausgewiesen. 

 
1.4    Anrechnung von Leistungsnachweisen 
 
1.4.1 Beim Wechsel von einem gleichnamigen oder verwand-

ten Studiengang einer Fachhochschule in der Bundesre-
publik Deutschland werden Prüfungs- und Studienleistun-
gen einschließlich Praktika entsprechend ihren Kredit-
punkten und den in den zugehörigen Lehrveranstaltun-
gen vermittelten Inhalten angerechnet. Davon abhängig 
wird auch die anzurechnende Studienzeit festgelegt. 

 
1.4.2 Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 

in anderen Studiengängen werden angerechnet, soweit 
die Gleichwertigkeit gegeben ist. Studienzeiten, Studien-
leistungen und Prüfungsleistungen sind gleichwertig, 
wenn sie in Inhalt, Anzahl der Kreditpunkte und in den 
Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studiums 
an der Fachhochschule Wiesbaden im Wesentlichen ent-
sprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, son-
dern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung 
vorzunehmen. 

 
1.4.3 Die Zwischenprüfung in einem gleichnamigen Studien-

gang wird bei derselben Anzahl von Kreditpunkten (er-
satzweise derselben Anzahl von theoretischen Studien-
semestern) im Grundstudium ohne Gleichwertigkeitsprü-
fung anerkannt. Soweit die Zwischenprüfung Fächer nicht 
enthält, die an der Fachhochschule Wiesbaden Gegens-
tand der Zwischenprüfung, nicht aber der Abschlussprü-
fung sind, ist eine Anerkennung mit Auflagen möglich. 

 
1.4.4    Ziff. 1.4.1 bis 1.4.3 gelten für eine in einem staatlich an-

erkannten Hochschul-Fernstudium oder an einer staatlich 
anerkannten Berufsakademie erworbene Leistung ent-
sprechend. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit sind 
die gemeinsamen Beschlüsse der Kultusministerkonfe-
renz und der Hochschulrektorenkonferenz zu beachten. 

 
1.4.5    Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistun-

gen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundes-
republik Deutschland erbracht wurden, sind die von der 
Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkon-
ferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Ab-
sprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu 
beachten. Beim Fehlen von Äquivalenzvereinbarungen 
entscheidet der Prüfungsausschuss aufgrund eigener 
Sachkunde. 

 
1.4.6    Die Entscheidungen nach Ziffern 1.4.1 bis 1.4.5 trifft der 

Prüfungsausschuss auf Grund eigener Sachkunde. Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Ge-
samtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. 

Die Studierenden haben sämtliche für die Anerkennung 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

Die Besonderen Bestimmungen können weitere Rege-
lungen bzgl. des Anrechnungsverfahrens, etwa zur Betei-
ligung von Fachdozentinnen und -dozenten, enthalten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

2.    Prüfungsorgane 
 
2.1    Prüfungsamt 
 
2.1.1    Das Prüfungsamt ist für die Organisation des Prüfungs-

wesens an der Fachhochschule einschließlich der Ertei-
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lung der Zeugnisse und Diplom-, Bachelor- und Master-
urkunden zuständig. 

 
2.1.2    Das Prüfungsamt achtet darauf, dass die Bestimmungen 

der Prüfungsordnungen eingehalten werden. Die Verant-
wortlichkeit der Dekanate bzw. Fachbereiche nach § 23 
Abs. 6 HHG bleibt unberührt. Die das Prüfungsamt lei-
tende Vizepräsidentin oder der das Prüfungsamt leitende 
Vizepräsident hat das Recht, an den Sitzungen der Prü-
fungsausschüsse beratend und an den mündlichen Prü-
fungen als Zuhörerin oder Zuhörer teilzunehmen. 

Das Prüfungsamt erhält ohne gesonderte Anforderung je 
ein Exemplar aller Einladungen, Beschlüsse und Proto-
kolle der Prüfungsausschüsse der Fachbereiche. 

 
2.1.3    Fachbereiche mit mehr als 1000 Studierenden können 

durch Beschluss ihres Fachbereichsrates ein eigenes 
Prüfungsamt bilden. Ziffern 2.1.1 und 2.1.2 gelten ent-
sprechend. Das Recht der das Prüfungsamt leitenden Vi-
zepräsidentin oder des das Prüfungsamt leitenden Vize-
präsidenten nach 2.1.2 besteht auch in diesem Falle. 

 
2.2    Prüfungsausschüsse 
 
2.2.1    Für die Organisation und Durchführung der Prüfungen in 

den einzelnen Studiengängen sind die Prüfungsaus-
schüsse der Fachbereiche zuständig. Die Verantwortlich-
keit des Dekanats für die Prüfungsorganisation (§ 23 Abs. 
6 HHG) sowie für die Studien- und Prüfungsorganisation 
(§ 51 Abs. 1 HHG) bleibt unberührt. Für jeden Fachbe-
reich bildet der Fachbereichsrat mindestens einen Prü-
fungsausschuss; weitere Prüfungsausschüsse können 
eingerichtet werden. Es ist jeweils festzulegen, für wel-
chen Studiengang bzw. für welche Studiengänge ein Prü-
fungsausschuss zuständig ist. Den Prüfungsausschüssen 
obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Bestellung der Prüferinnen oder Prüfer und Beisitze-
rinnen oder Beisitzer (Prüfungskommission), 

2. Festlegung der Meldefristen für die Prüfungen, 

3. ggf. Festlegung der Rücktrittsfristen, 

4. Bestimmung der Termine der Prüfungsleistungen 
sowie deren Bekanntgabe durch die Vorsitzende o-
der den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses; 
jährlich sind mindestens zwei Prüfungstermine pro 
Prüfungsleistung vorzusehen, 

5. Entscheidung über Prüfungszulassungen, 

6. Festlegung der Fristen für die Bewertung der schrift-
lichen Prüfungsleistungen durch die Prüfenden, 

7. Überwachung der Einhaltung der Prüfungsordnun-
gen; Anregungen zur Reform der Studien- und Prü-
fungsordnungen, 

8. Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistungen, 

9. die Anerkennung der berufspraktischen Tätigkeit 
nach Ziffer 1.1.7 und 1.1.8. Der Fachbereichsrat 
kann Praktikumsbeauftragte benennen, die dem Prü-
fungsausschuss zuarbeiten. 

Die Prüfungsausschüsse haben das Recht, die Termine 
von Studienleistungen festzulegen, falls diese in Form ei-
ner Klausur erbracht werden, 

 
2.2.2    Dem Prüfungsausschuss gehören drei Mitglieder der 

Gruppe der Professorinnen und Professoren und zwei 
Studierende an. Das Dekanat kann mit beratender Stim-
me an den Sitzungen teilnehmen. Die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses werden vom Fachbereichsrat gewählt, 
Professorinnen und Professoren für zwei Jahre, die Stu-
dentinnen und Studenten für ein Jahr. Die Amtsperiode 
der oder des Vorsitzenden beträgt zwei Jahre. Wieder-
wahl ist zulässig. Bei Prüfungsangelegenheiten, die ein 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2.2.1    Für die Organisation und Durchführung der Prüfun-

gen im Studiengang Umwelttechnik ist der hierfür ge-
bildete Prüfungsausschuss des Fachbereichs Ingeni-
eurwissenschaften zuständig. 
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studentisches Mitglied des Prüfungsausschusses persön-
lich betreffen, ruht dessen Mitgliedschaft in Bezug auf 
diese Angelegenheit. 

Der Prüfungsausschuss wählt aus dem Kreis der ihm an-
gehörenden Professorinnen und Professoren eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin 
oder einen Stellvertreter, die oder der die Beschlüsse des 
Prüfungsausschusses vorbereitet und ausführt. 

 
2.2.3    Die Mitglieder sind zur Verschwiegenheit über die Kennt-

nisse, die sie auf Grund ihrer Tätigkeit in Prüfungsange-
legenheiten erlangen, verpflichtet; sie bestätigen diese 
Verpflichtung durch ihre Unterschrift, die zu den Akten 
genommen wird. Die Mitglieder haben das Recht, an den 
mündlichen Prüfungen als Zuhörerinnen und Zuhörer teil-
zunehmen. 

 
2.2.4    Der Prüfungsausschuss tagt nichtöffentlich. Er ist be-

schlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglie-
der anwesend und die Mehrheit der Professorinnen und 
Professoren sichergestellt ist. Er beschließt mit der 
Mehrheit der Stimmen seiner anwesenden Mitglieder. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsit-
zenden den Ausschlag. 

Ist der Prüfungsausschuss nicht beschlussfähig, so lädt 
die oder der Vorsitzende unverzüglich zu einer neuen 
Sitzung ein, die innerhalb einer Woche stattfinden muss. 
Ist der Prüfungsausschuss auch bei dieser Sitzung nicht 
beschlussfähig, so kann die Dekanin oder der Dekan im 
Wege ihrer bzw. seiner Eilkompetenz gemäß § 52 Abs. 1 
HHG i, V. m. § 44 Abs. 4 HHG vorläufige Regelungen 
treffen. 

 
2.2.5    Die Leiterin oder der Leiter des Prüfungsamtes gibt die 

Namen der Vorsitzenden der Prüfungsausschüsse und 
ihrer Vertreterinnen oder Vertreter durch Aushang be-
kannt. 

 
2.2.6    Die Beschlüsse der Prüfungsausschüsse sind zu proto-

kollieren. 
 
2.2.7    Die Prüfungsausschüsse teilen dem Prüfungsamt die 

Ergebnisse der Zwischenprüfungen und der Diplom-, Ba-
chelor- und Masterprüfungen mit. 

 
2.3    Prüfungskommissionen 
 
2.3.1    Für die Durchführung der mündlichen Prüfungen bildet 

der Prüfungsausschuss Prüfungskommissionen. 

Die Prüfungskommissionen bestehen bei Prüfungen in 
mehreren Fächern aus der entsprechenden Zahl von Prü-
ferinnen und Prüfern (Kollegialprüfung), ansonsten aus 
einer Prüferin oder einem Prüfer und mindestens einer 
sachkundigen Beisitzerin oder einem sachkundigen Bei-
sitzer. Mündliche Prüfungen werden in der Regel von 
mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfern (Kollegialprü-
fung) oder von einer Prüferin oder einem Prüfer in Ge-
genwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines sach-
kundigen Beisitzers abgenommen. 

Zur Abnahme von Prüfungen sind Professorinnen oder 
Professoren, wissenschaftliche Mitglieder, Lehrbeauftrag-
te und Lehrkräfte für besondere Aufgaben befugt, die in 
den Prüfungsfächern Lehrveranstaltungen anbieten oder 
damit beauftragt werden könnten. In der beruflichen Pra-
xis und Ausbildung erfahrenen Personen kann eine Prü-
fungsbefugnis erteilt werden, soweit dies zur Gewährleis-
tung eines geordneten Prüfungsbetriebes erforderlich ist; 
ihre Prüfungsbefugnis ist auf das Gebiet ihrer Lehrtätig-
keit beschränkt. Die Beteiligung wissenschaftlicher Mit-
glieder an Prüfungen setzt voraus, dass ihnen für das 
Prüfungsfach ein Lehrauftrag erteilt worden ist. 

Zur Prüferin oder zum Prüfer bzw. zur Beisitzerin oder 
zum Beisitzer darf nur bestellt werden, wer selbst min-
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destens die durch die Prüfungen festzustellende oder ei-
ne gleichwertige Qualifikation besitzt. Ziffer 2.2.3 Satz 1 
findet entsprechende Anwendung. 
 

2.3.2    Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses gibt 
die Zusammensetzung der Prüfungskommissionen fach-
bereichsöffentlich bekannt. 

 
2.3.3    Prüfungstermine sind spätestens eine Woche vor Beginn 

der Prüfungen fachbereichsöffentlich durch Aushang be-
kannt zu geben. Der exakte Zeitpunkt einer Prüfung darf 
in begründeten Fällen mit einer kürzeren Frist bekannt 
gegeben werden. Die Besonderen Bestimmungen kön-
nen hierzu weitere Regelungen treffen. 

 

3. Zwischenprüfung, Diplom-, Bachelor-, Masterprüfung 
 
3.1 Zwischenprüfung 
 
 Die Zwischenprüfung dient dem Nachweis, dass die Stu-

dentin oder der Student das Ziel des Grundstudiums er-
reicht und sich insbesondere die inhaltlichen Grundlagen 
ihres oder seines Fachgebietes angeeignet sowie ein me-
thodisches Instrumentarium und eine systematische Orien-
tierung erworben hat, die erforderlich sind, um das weitere 
Studium mit Erfolg zu betreiben. 

 Die Zwischenprüfung besteht aus den Fachprüfungen des 
Grundstudiums. Die Voraussetzungen für die Teilnahme an 
der Zwischenprüfung sowie Regelungen bzgl. des Beste-
hens der Zwischenprüfung werden in den Besonderen Be-
stimmungen festgelegt. 

 
3.2 Diplom-, Bachelor-, Masterprüfung 
 
 Die Diplom-, die Bachelor- und die Masterprüfung bestehen 

aus ein, zwei oder drei Teilen: 

 a) den mündlichen oder schriftlichen Fachprüfungen in 
entsprechenden Modulen. Ihre Anzahl, Art, die Voraus-
setzungen (Vorleistungen) und die Bedingungen des 
Bestehens werden in den Besonderen Bestimmungen 
festgelegt; 

 
 

 b) der Diplomarbeit bzw., falls die Besonderen Bestim-
mungen dieses vorsehen, der Bachelor-Thesis bzw. 
der Master-Thesis. Die Fachbereiche können in den 
Besonderen Bestimmungen zusätzlich ein Kolloquium 
hierzu vorsehen. 

 c)  Die Besonderen Bestimmungen können als weiteren 
Teil der Prüfung eine mündliche Abschlussprüfung als 
Fachprüfung vorsehen. 

 

 
 
zu 3.1    
 

 
 
 
 
 
 
 

Die Bachelorvorprüfung ist bestanden, wenn sämtli-
che Prüfungsleistungen des Grundstudiums bestan-
den sind (vgl. Ziffer 4.3.3.). Für die Zulassung zu den 
Fachprüfungen gelten die Bestimmungen unter Ziffer 
5.1.1.   
 

zu 3.2  
 

Die Bachelorprüfung besteht aus folgenden Teilen: 
 

a) den mündlichen oder schriftlichen Fachprüfungen 
sowie der Projektarbeit. Anzahl und Art der Prü-
fungen sowie die jeweils zu erbringenden Vorleis-
tungen ergeben sich aus Anlage 1. Eine Fachprü-
fung gilt als bestanden, wenn sie mit der Note 4,0 
oder besser bewertet wurde. (siehe hierzu Ab-
schnitt 4.3.1.) 

b) der Bachelor-Thesis mit Kolloquium. 
 

4.    Fachprüfungen, Prüfungsleistungen, Studienleistun-
gen und ihre   Bewertung 

 
4.1    Fachprüfungen und Prüfungsleistungen 
 
4.1.1    Eine Fachprüfung besteht aus einer oder mehreren Prü-

fungsleistungen. Prüfungsleistungen werden durch einen 
oder mehrere Leistungsnachweise in folgender Form er-
bracht: 

− mündliche Prüfungen; 

− Klausuren; 

− schriftliche Ausarbeitungen (z.B. Studienarbeiten,  
Projektarbeiten); 

− Seminarvortrag/Referat; 

− praktische Tätigkeit (z.B. bei Sprachen oder EDV). 

 
 
 
 
 
zu 4.1.1  

 
 
 

 

 

 
 

 

 



 
Fachhochschule Wiesbaden  
Prüfungsordnung des Studiengangs Umwelttechnik – Bachelor of Engineering 

 10

 Anzahl, Art und Dauer der Prüfungsleistungen und die 
Prüfungsfächer werden in den Besonderen Bestimmun-
gen für jeden Studiengang festgelegt. Der Zeitpunkt, zu 
dem die Prüfungsleistungen erbracht werden sollen, wird 
in der Studienordnung festgelegt. Die Studierenden sol-
len studienbegleitende Prüfungsleistungen möglichst im 
unmittelbaren Anschluss an die betreffenden Lehrveran-
staltungen ablegen. Punktuelle Prüfungen finden an hier-
für eigens festgesetzten Terminen statt und können ein 
Fach oder ein aus mehreren Fächern bestehendes Modul 
umfassen. 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
4.1.2    Mündliche Prüfungen werden als Einzelprüfung oder als 

Gruppenprüfung mit höchstens fünf Kandidatinnen oder 
Kandidaten abgelegt. Die Besonderen Bestimmungen 
können vorsehen, dass die Kandidatin oder der Kandidat 
die Prüferin oder den Prüfer oder eine Gruppe von Prüfe-
rinnen oder Prüfern vorschlägt. 

 
4.1.3    Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der 

mündlichen Prüfungen in den einzelnen Fächern sind in 
einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der einzelnen 
Prüfungen ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im 
Anschluss an die Prüfung bekannt zu geben. Muss die 
oder der Studierende mehrere mündliche Prüfungen ab-
solvieren, können die Besonderen Bestimmungen festle-
gen, dass die Ergebnisse erst nach der letzten mündli-
chen Prüfung insgesamt bekannt gegeben werden. 

 
4.1.4    Zu den mündlichen Prüfungen sollen Studierende des-

selben Studiengangs der Fachhochschule Wiesbaden 
nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhöre-
rinnen oder Zuhörer zugelassen werden, wenn die Kan-
didatin oder der Kandidat damit einverstanden ist. Kandi-
datinnen und Kandidaten desselben Prüfungszeitraums 
sind als Zuhörerinnen oder Zuhörer nicht zugelassen. Bei 
der Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 
sind Zuhörerinnen oder Zuhörer ausgeschlossen. Nähe-
res wird in den Besonderen Bestimmungen geregelt. 

 
4.1.5    Wenn es zur Diplomarbeit, zur Bachelor- oder zur Mas-

ter-Thesis ein Kolloquium gibt, so ist dieses in der Regel 
öffentlich. 

 
4.1.6    Durch die Klausuren und schriftlichen Ausarbeitungen 

soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass 
sie oder er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmit-
teln ein Problem mit den geläufigen Methoden des Fa-
ches erfassen und Wege zu einer Lösung finden kann. 
Bei Gruppenarbeiten müssen die individuellen Leistungen 
deutlich abgrenzbar und bewertbar sein. 

 
4.1.7    In Prüfungsfächern, in denen die Prüfungen nur in Form 

von Klausuren abgenommen werden, kann in den Be-
sonderen Bestimmungen vorgesehen werden, dass die 
letztmalige Wiederholung der Prüfungsleistung in Form 
einer mündlichen Prüfung abzulegen ist oder dass die 
Studierenden die Wahl zwischen Klausur oder mündli-
cher Prüfung haben. 

 
4.1.8    Weist eine Kandidatin oder ein Kandidat durch ein ärztli-

ches Zeugnis nach, dass sie oder er nicht in der Lage ist, 
die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen 
Form abzulegen, kann die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses gestatten, gleichwertige Prüfungsleis-

Die Anzahl der Prüfungsleistungen, die Fächer, aus 
denen sich die einzelnen Prüfungsleistungen jeweils 
zusammensetzen, sowie die jeweilige Art der Prü-
fung, d.h. die Form, in welcher die entsprechenden 
Leistungsnachweise zu erbringen sind, ergeben sich 
aus Anlage 1  

Klausuren sollen in der Regel eine Dauer von min-
destens 90 Minuten und höchstens drei Zeitstunden, 
mündliche Prüfungen in der Regel eine Dauer von 15 
bis 30 Minuten haben. Bei der Gewichtung der Prü-
fungsdauern für die einzelnen Fächer innerhalb einer 
Prüfungsleistung soll der zeitliche Anteil jedes Fachs 
nach Semesterwochenstunden berücksichtigt wer-
den. 

Prüfungen in Form von Klausuren oder mündlichen 
Prüfungen erfolgen in der Regel in den beiden letzten 
Semesterwochen. Die sonstigen Prüfungen (vgl. An-
lage 1) erfolgen semesterbegleitend. Die Termine 
hierfür werden jeweils zu Beginn des Semesters 
durch Aushang fachbereichsöffentlich bekannt gege-
ben. 
 

zu 4.1.2 Bei Fächern, die von mehreren Professorinnen oder 
Professoren vertreten werden, kann die Studentin o-
der der Student die Prüferin oder den Prüfer vor-
schlagen. Ein diesbezüglicher Anspruch der Studentin 
oder des Studenten besteht jedoch nicht.  

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
zu 4.1.4 Die Prüferinnen und Prüfer haben diesbezüglich ge-

eignete Maßnahmen zu treffen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 4.1.7 In Prüfungsfächern, in denen die Prüfungen nur in 

Form von Klausuren abgenommen werden, hat auch 
die letztmalige Wiederholung der Prüfungsleistung in 
Form einer Klausur zu erfolgen. 
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tungen in einer anderen Form zu erbringen. 
 
4.2    Studienleistungen 
 
4.2.1    Studienleistungen können außer durch die in Ziffer 4.1.1 

genannten Leistungsnachweise u.a. auch durch: 

−  Konstruktions-, Berechnungs- und Entwurfsarbeiten, 

−  Durchführung und Auswertung von Praktikumsversu-
chen, 

−  Bearbeitung von Prüfungsaufgaben, Einzelthemen 
u.Ä., 

−  Literaturberichte oder Dokumentation, 

−  Arbeitsberichte, Protokolle, 

−  Datenverarbeitungsprogramme 

erbracht werden. 

Die Studienleistung für ein Studienfach soll durch einen 
eigenständigen fachlichen Beitrag von größerem Umfang 
erbracht werden. Besteht eine Studienleistung aus meh-
reren Teilleistungen, kann der Studentin oder dem Stu-
denten alternativ die Möglichkeit gegeben werden, am 
Ende einer Lehrveranstaltung bzw. Lehrveranstaltungs-
reihe die Studienleistung punktuell zu erbringen, wenn 
nicht die besondere Art der Lehrveranstaltung diese Mög-
lichkeit ausschließt. Die Fachbereiche können in den Be-
sonderen Bestimmungen ergänzende Regelungen tref-
fen. Insbesondere können sie eine Wahlmöglichkeit für 
die Studierenden vorsehen. 

 
4.2.2    Anzahl und Art der Studienleistungen werden in den Be-

sonderen Bestimmungen für jeden Studiengang festge-
legt. Der Zeitpunkt, zu dem die Studienleistungen er-
bracht werden sollen, wird in der Studienordnung festge-
legt. 

 
4.2.3    Nicht bestandene Studienleistungen können wiederholt 

werden. Die Wiederholbarkeit bestandener Studienleis-
tungen wird in den Besonderen Bestimmungen geregelt. 

 
4.3    Bewertung der Prüfungs- und Studienleistungen 
 
4.3.1    Für die Bewertung der Prüfungs- und Studienleistungen 

sowie der Diplomarbeit bzw. der Bachelor- bzw. Master-
Thesis können folgende Noten vergeben werden: 
 
1 = sehr gut   
(bei einem Durchschnitt  
bis 1,5) 

eine hervorragende Leis-
tung 

2 = gut    
(bei einem Durchschnitt     
von 1,6 bis 2,5) 

eine Leistung, die erheblich 
über den durchschnittlichen 
Anforderungen liegt 

3 = befriedigend 
(bei einem Durchschnitt      
von 2,6 bis 3,5) 
 

eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderungen 
entspricht 

4 = ausreichend 
(bei einem Durchschnitt      
von 3,6 bis 4,0)                   

eine Leistung, die trotz ihrer 
Mängel den  Anforderungen 
noch genügt 

5 = nicht ausreichend 
(bei einem Durchschnitt 
ab 4,1) 

eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht mehr 
genügt 

           
In den Besonderen Bestimmungen kann zur differenzier-
ten Bewertung der Prüfungs- und Studienleistungen so-
wie der Diplomarbeit, der Bachelor- bzw. Master-Thesis 
vorgesehen werden, dass einzelne Noten um 0,3 auf 
Zwischennoten erhöht oder erniedrigt werden können; die 
Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 4.2.2      Studienleistungen sind im Studiengang nicht vorhan-
den. 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 4.3.1 Die Bewertung der Prüfungsleistungen sowie der Ba-
chelorarbeit erfolgt gemäß folgender Tabelle:  

 
Durchschnitt  Note 

bis 1,2  1,0 (sehr gut) 

1,3 bis 1,5 1,3 (sehr gut) 

1,6 bis 1,8 1,7 (gut) 

1,9 bis 2,2 2,0 (gut) 

2,3 bis 2,5 2,3 (gut) 

2,6 bis 2,8 2,7 (befriedigend) 

2,9 bis 3,2 3,0 (befriedigend) 

3,3 bis 3,5 3,3 (befriedigend) 

3,6 bis 3,8 3,7 (ausreichend) 

3,9 bis 4,0 4,0 (ausreichend) 

ab 4,1  5,0 (nicht ausreichend) 

Bei der Bildung der Noten für die Prüfungsleistungen 
bzw. für die Bachelorarbeit gemäß dieser Tabelle 
wird bei dem aus den Noten für die einzelnen Prü-
fungsteile errechneten Durchschnitt nur die erste De-
zimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle 
weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen 
(vgl. Ziffer 4.3.5.). 

 



 
Fachhochschule Wiesbaden  
Prüfungsordnung des Studiengangs Umwelttechnik – Bachelor of Engineering 

 12

Die Besonderen Bestimmungen können in begründeten 
Fällen für einzelne Studienleistungen statt der obigen No-
ten auch das Ergebnis „mit Erfolg teilgenommen“ vorse-
hen. 

 
4.3.2    Die Noten bzw. Ergebnisse für die einzelnen Prüfungs- 

und Studienleistungen werden unverzüglich von den je-
weiligen Prüferinnen und Prüfern festgesetzt. Studienleis-
tungen können bei der Bewertung der Prüfungsleistungen 
berücksichtigt werden, wenn die Prüfung ohnehin be-
standen ist und die einzurechnende Studienleistung nach 
ihren Anforderungen einer Prüfungsleistung entspricht. 
Studienleistungen können in die Note eines Prüfungsfa-
ches mit einer Gewichtung von bis zu einem Drittel ein-
gehen. Näheres wird in den Besonderen Bestimmungen 
geregelt. 

 
4.3.3    Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Prü-

fungsleistungen und sämtliche Studienleistungen des 
Grundstudiums bestanden sind. 

Die Diplomprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Prü-
fungsleistungen des Hauptstudiums (ggf. inkl. mündlicher 
Diplomprüfung) und die Diplomarbeit (ggf. mit Kollo-
quium) mindestens „ausreichend“ sind und die Studien-
leistungen des Hauptstudiums bestanden sind. 

Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Prü-
fungsleistungen des Bachelorstudiums (ggf. inkl. mündli-
cher Abschlussprüfung) und, falls die Besonderen Be-
stimmungen dies vorsehen, die Bachelor-Thesis (ggf. mit 
Kolloquium) mindestens „ausreichend“ sind und sämtli-
che Studienleistungen bestanden sind. 

Die Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Prü-
fungsleistungen des Masterstudiums (ggf. incl. mündli-
cher Abschlussprüfung) und die Master-Thesis (ggf. inkl. 
Kolloquium) mindestens „ausreichend“ sind und sämtli-
che Studienleistungen bestanden sind. 

 
4.3.4    Besteht eine Fachprüfung aus mehreren Prüfungsleis-

tungen, so wird die Note aus dem entsprechend dem 
Verhältnis der Kreditpunkte zueinander (ersatzweise ent-
sprechend dem Stundenanteil) gewichteten Mittel der No-
ten der einzelnen Prüfungsleistungen errechnet. Für die 
Bildung dieser Note gilt Ziffer 4.3.1 entsprechend. Ge-
naueres wird in den Besonderen Bestimmungen geregelt. 

 
4.3.5    Bei der Bildung der Noten der einzelnen Prüfungsteile 

und der Gesamtnoten wird nur die erste Dezimalstelle 
hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen 
werden ohne Rundung gestrichen. 

 
4.3.6    Die Gesamtnote der Diplom- bzw. Bachelor- bzw. Mas-

terprüfung wird aus den Noten für die Fachprüfungen 
(Fachnoten) und aus der Note für die Diplomarbeit bzw., 
falls die Besonderen Bestimmungen eine Bachelor-
Thesis vorsehen, aus der Note für die Bachelor-Thesis 
bzw. aus der Note für die Master-Thesis gebildet. Die 
Gewichtung der Einzelnoten für die Bildung der Gesamt-
note der Prüfung wird in den Besonderen Bestimmungen 
geregelt. Der Diplom- bzw. der Masterarbeit ist hierbei ein 
besonderes Gewicht beizumessen. 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 4.3.3  

 
 

 
 
 
 
 

Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn sämtliche 
Prüfungsleistungen des Bachelorstudiums und die 
Bachelor-Thesis mit Kolloquium mindestens „ausrei-
chend“ sind. (Anmerkung: Studienleistungen sind im 
Studiengang nicht vorhanden) 

 
 
 
 
 
 
 

zu 4.3.4 Jede Prüfungsleistung gilt gleichzeitig als Fachprü-
fung. Demnach werden die Noten aus den Prüfungs-
leistungen als Fachprüfungsnoten im Zwischenzeug-
nis bzw. im Bachelorzeugnis aufgeführt (siehe hierzu 
Abschnitt 11.1.1. bzw. 11.1.2.). Wenn eine Fachprü-
fung aus mehreren Prüfungsteilen besteht, wird die 
Note der Fachprüfung entsprechend dem Verhältnis 
des Kreditpunkteanteils der Prüfungsteile zueinander 
ermittelt.  

 
 
 
 
zu 4.3.6 Bei der Bildung der Gesamtnote der Bachelorprüfung 

geht die Gesamtnote für die Fachprüfungen mit dem 
Faktor 2 und die Note für die Bachelor-Thesis mit dem 
Faktor 1 ein. Bei der Ermittlung der Gesamtnote der 
Fachprüfungen werden die einzelnen Fachprüfungen 
entsprechend ihrer Kreditpunkte gewichtet. 

Neben der Note auf der Grundlage der deutschen 
Notenskala 1-5 wird bei der Abschlussnote zusätzlich 
auch eine relative Note entsprechend der nachfol-
genden ECTS-Bewertungsskala ausgewiesen: 

A die besten 10 % 

B  die nächsten 25 % 

C  die nächsten 30 % 

D die nächsten 25 % 

E die nächsten 10 % 

Als Grundlage für die Berechnung der relativen Note 
werden außer dem Abschlussjahrgang noch zwei 
vorhergehende Jahrgänge als Kohorte erfasst. Die 
Ausweisung einer entsprechenden Note erfolgt erst, 
wenn eine entsprechende Anzahl von Jahrgängen 



 
Fachhochschule Wiesbaden  
Prüfungsordnung des Studiengangs Umwelttechnik – Bachelor of Engineering 

 13

 
 
4.4    Notenbekanntgabe 
 
    Die Besonderen Bestimmungen können vorsehen, dass 

die Noten, die in Prüfungen oder studienbegleitenden 
Leistungsnachweisen erzielt werden, unter Wahrung der 
schutzwürdigen Interessen der Betroffenen und allgemei-
ner datenschutzrechtlicher Regelungen hochschulöffent-
lich bekannt gegeben werden. Die besonderen Bestim-
mungen regeln das oder die Verfahren der Bekanntgabe. 

 

vorhanden ist. 
 
zu 4.4.  

 
Noten, die in Prüfungen oder studienbegleitenden 
Leistungsnachweisen erzielt werden, können in ano-
nymisierter Form hochschulöffentlich durch Aushang 
bekannt gegeben werden. 

 

5.    Zulassung zu Prüfungen 
 
5.1    Antrag auf Zulassung 
 
5.1.1    Zu den Fachprüfungen nach 3.1 und 3.2 a) und zur Dip-

lomarbeit bzw. ggf. zur Bachelor-Thesis bzw. zur Master-
Thesis legen die Fachbereiche in den Besonderen Be-
stimmungen fest, in welchem Studiensemester die Stu-
dentin oder der Student den Antrag auf  Zulassung stel-
len soll. Der Antrag auf  Zulassung ist schriftlich an die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zu richten. Die Fristen sind so zu bemessen, 
dass die Regelstudienzeiten eingehalten werden können. 
Zum Zeitpunkt der Antragstellung und bis zum Abschluss 
der Diplom- bzw. Bachelor- bzw. Masterprüfung muss die 
Studentin oder der Student an der Fachhochschule 
Wiesbaden im entsprechenden Studiengang immatriku-
liert sein. Über Ausnahmen entscheidet die Dekanin oder 
der Dekan. 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.2    Dem Antrag auf  Zulassung zur Diplomarbeit sind folgen-

de Unterlagen beizufügen: 

1. das Zeugnis der Zwischenprüfung, 

2. die Bescheinigung über die Anerkennung der gefor-
derten berufspraktischen Tätigkeit (BPS), 

3. der Nachweis über den Erwerb der nach den Beson-
deren Bestimmungen benötigten Studien- und Prü-
fungsleistungen des Hauptstudiums, 

4. eine Erklärung darüber, ob die Studentin oder der 
Student bereits eine Zwischenprüfung, Vorprüfung 
oder Diplom- oder Bachelorprüfung als Studierende 
oder Studierender oder Externe oder Externer in ei-
nem gleichnamigen oder verwandten Studiengang 
an einer Fachhochschule im Geltungsbereich des 
Hochschulrahmengesetzes endgültig nicht bestan-
den hat oder ob sie oder er sich in einem schweben-
den Prüfungsverfahren befindet. 

 
 
 
 
zu 5.1.1 Der Antrag auf Zulassung zu den Fachprüfungen 

nach 3.1 und 3.2 a) ist innerhalb der vom Prüfungs-
ausschuss festgelegten Anmeldfristen (siehe Absatz 
2) schriftlich an die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses zu richten. Die einzel-
nen Prüfungsfächer und ihre Zuordnung zu Studien-
semestern ergeben sich aus Anlage 1. Der Antrag auf 
Zulassung zur zur Bachelor-Thesis ist vor Beginn der 
Bachelorarbeit schriftlich an die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu richten.  

Die Anmeldefristen für die Prüfungsfächer werden 
vom Prüfungsausschuss zu Semesterbeginn hoch-
schulöffentlich bekannt gegeben. Der letzte Termin für 
die Anmeldung zur Prüfung soll mindestens drei Wo-
chen vor Prüfungsbeginn liegen. Abweichend hiervon 
muss die Anmeldung zu Prüfungsleistungen, welche 
semesterbegleitende Prüfungen enthalten, spätestens 
vor der Teilnahme an der ersten Teilaufgabe (z.B. 
dem ersten Praktikumsversuch) erfolgen. Die Anmel-
dung ist dann für die gesamte Prüfungsleistung maß-
geblich. 

Voraussetzung für die Zulassung zu Prüfungsleistun-
gen des vierten Studiensemesters ist der Nachweis 
von mindestens 70 Kreditpunkten (ECTS) aus dem 
Grundstudium. 

Voraussetzung für die Zulassung zu den Prüfungsleis-
tungen des fünften und sechsten Studiensemesters 
einschließlich der Projektarbeit ist die bestandene Ba-
chelorvorprüfung. 

Voraussetzung für die Anmeldung zur Bachelorarbeit 
ist der Nachweis von mindestens 150 Kreditpunkten 
(ECTS) aus dem Grund- und Hauptstudium. 

Zum Termin des Kolloquiums sind sämtliche 
Prüfungsleistungen des Grund- und Hauptstudiums 
nachzuweisen. 
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Die Besonderen Bestimmungen regeln die Beteiligung 
der Studierenden bei der Auswahl der Themen und der 
Referentinnen bzw. Referenten und der Korreferentinnen 
bzw. Korreferenten der Diplomarbeit. 

Die Fachbereiche können in den Besonderen Bestim-
mungen ergänzende Regelungen treffen, insbesondere 
die Vorlage entsprechender Nachweise nach Ziffer 5.1.1 
Satz 4 und 5 verlangen. 

 
5.1.3   Falls die Besonderen Bestimmungen eine Bachelor-

Thesis vorsehen, sind dort Regelungen analog zu 5.1.2 
zu treffen. 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.4    Dem Antrag auf Zulassung zur Master-Thesis sind fol-

gende Unterlagen beizufügen: 

1. der Nachweis über den Erwerb der nach den Beson-
deren Bestimmungen benötigten Studien- und Prü-
fungsleistungen, 

2. eine Erklärung darüber, ob die Studentin oder der 
Student bereits eine Masterprüfung als Studierende 
oder Studierender oder Externe oder Externer in ei-
nem gleichnamigen oder verwandten Studiengang 
endgültig nicht bestanden hat oder ob sie oder er 
sich in einem schwebenden Prüfungsverfahren be-
findet. 

Die Besonderen Bestimmungen regeln die Beteiligung 
der Studierenden bei der Auswahl der Themen und der 
Referentinnen bzw. Referenten und der Korreferentinnen 
bzw. Korreferenten der Master-Thesis. 

Die Fachbereiche können in den Besonderen Bestim-
mungen ergänzende Regelungen treffen, insbesondere 
die Vorlage entsprechender Nachweise nach Ziffer 5.1.1 
Satz 4 und 5 verlangen. 

 
5.1.5   Dem Antrag auf Zulassung zur Zwischenprüfung und zu 

den Fachprüfungen der Diplom-, Bachelor- bzw. Master-
prüfung nach Ziffer 3.2 a) sind die Leistungsnachweise 
über die als Voraussetzung zur Zulassung in den Beson-
deren Bestimmungen festgesetzten Studienleistungen 
beizufügen. 

 
5.2    Zulassung 
 
5.2.1    Auf Grund der mit dem Antrag auf Zulassung zur Diplom-

arbeit bzw. zur Master-Thesis eingereichten Unterlagen 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

zu 5.1.3 Dem Antrag auf Zulassung zur Bachelor-Thesis sind 
folgende Unterlagen beizufügen : 

1. das Zeugnis der Bachelorvorprüfung, 

2. die Bescheinigung über die erfolgreich abge-
schlossene Projektarbeit, 

3. der Nachweis von mindestens 150 Kreditpunkten 
(ECTS) aus dem Grund- und Hauptstudium (vgl. 
5.1.1),  

4. eine Erklärung darüber, ob die Studentin oder der 
Student bereits eine Zwischenprüfung, Vorprü-
fung oder Diplom- oder Bachelorprüfung als Stu-
dierende oder Studierender oder Externe oder 
Externer in einem gleichnamigen oder verwand-
ten Studiengang an einer Fachhochschule im 
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes 
endgültig nicht bestanden hat oder ob sie oder er 
sich in einem schwebenden Prüfungsverfahren 
befindet. 

Bei der Auswahl der Referentinnen bzw. Referenten 
sowie der Korreferentinnen bzw. Korreferenten kön-
nen die Studierenden Vorschläge aus dem Kreis der 
nach Ziffer 6.2. in Frage kommenden Personenkreis 
machen, ein Anrecht auf die Betreuung durch be-
stimmte Referentinnen bzw. Referenten und Korrefe-
rentinnen bzw. Korreferenten besteht jedoch nicht.  
Die Festlegung des Themas der Bachelorarbeit erfolgt 
durch die Referentin bzw. den Referenten im Beneh-
men mit der Studierenden bzw. dem Studierenden. 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 

zu 5.1.5 Die Anmeldung zu den Fachprüfungen der Bache-
lorprüfung nach Ziffer 3.2 a) bzw. zur Bachelor-Thesis 
nach Ziffer 3.2 b) ist nur möglich, wenn die Leistungs-
nachweise über die unter Ziffer 5.1.1 bzw. Anlage 1 
aufgeführten Voraussetzungen zur Zulassung vorlie-
gen.  
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entscheidet der Prüfungsausschuss über die Zulassung 
hierzu. Der Prüfungsausschuss kann beschließen, diese 
Entscheidung grundsätzlich seiner oder seinem Vorsit-
zenden zu übertragen. Der Kandidatin oder dem Kandi-
daten werden das Thema der Diplomarbeit bzw. der Mas-
ter-Thesis sowie die Namen der Referentin oder des Re-
ferenten und der Korreferentin oder des Korreferenten 
mitgeteilt. Mit der Bekanntgabe des Themas beginnt die 
hierfür festgesetzte Bearbeitungszeit. Näheres wird in 
den Besonderen Bestimmungen geregelt. 

 
5.2.2    Sehen die Besonderen Bestimmungen eine Bachelor-

Thesis vor, so gilt 5.2.1 analog. 
 
 
 
5.2.3    Über die Zulassung zu einer oder mehreren Fachprüfun-

gen der Diplom- bzw. Bachelor- bzw. Masterprüfung nach 
Ziffer 3.2 a) entscheidet der Prüfungsausschuss auf 
Grund der nach Ziffer 5.1.5 erforderlichen Unterlagen. 
Der Prüfungsausschuss kann beschließen, diese Ent-
scheidung grundsätzlich seiner oder seinem Vorsitzen-
den zu übertragen. 

 
5.2.4    Die Zulassung zu einer Prüfung oder zur Abschlussarbeit 

nach Ziffer 5.2.3 ist abzulehnen, wenn die Studentin oder 
der Student 

1. die in Ziffer 5.1.2 Nr.1 bis 4 bzw. Ziffer 5.1.4 Nr. 1 bis 
2 oder Ziffer 5.1.5 genannten Unterlagen nicht oder 
nicht vollständig einreicht, 

2. die Zwischenprüfung oder Abschlussprüfung als 
Studierende oder Studierender oder Externe oder 
Externer in einem entsprechenden gleichnamigen 
oder eng verwandten Studiengang an einer Fach-
hochschule bzw. bei Bachelor- und Masterstu-
diengängen an einer Fachhochschule oder einer U-
niversität endgültig nicht bestanden hat oder sich in 
einem schwebenden Prüfungsverfahren befindet. 

5.2.5    Der Prüfungsausschuss hat ablehnende Bescheide 
schriftlich zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. Wird die Zulassung auf Grund feh-
lender Unterlagen oder fehlender Studien- und Prüfungs-
leistungen gemäß 5.1.2, Nr. 3 versagt, gilt der Antrag auf 
Zulassung nach Ziffer 5.1.2, 5.1.4 oder 5.1.5 als nicht er-
folgt. 

 
5.2.6    Für Studierende ausländischer Partnerhochschulen, die 

im Rahmen eines Studierendenaustausches nur befristet 
immatrikuliert sind, kann der zuständige Prüfungsaus-
schuss Ausnahmen von den Bestimmungen unter Ziffer 
5.1 und unter den Ziffern 5.2.1 bis 5.2.4 zulassen. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 5.2.2 Siehe hierzu die Ausführungen unter Ziffer 6.3.4 so-

wie Ziffern 6.5.1 (ABPO) und 6.5.2. Die Studentin 
bzw. der Student bestätigt die Bekanntgabe des 
Thema durch ihre / seine Unterschrift. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6.    Diplomarbeit, Bachelor-Thesis, Master-Thesis 
 
6.1    Ziel 
 
    Die Diplomarbeit bzw. Bachelor- bzw. Master-Thesis    

(im Folgenden als Abschlussarbeit bezeichnet) soll zei-
gen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage 
ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus 
einem Fachgebiet ihres oder seines Studienganges 
selbstständig nach wissenschaftlichen bzw. künstleri-
schen Methoden zu bearbeiten. Die Besonderen Be-
stimmungen können vorsehen, dass die Abschlussarbeit 
mit einem Kolloquium verbunden wird. 

 
6.2    Betreuung 
 

Die Abschlussarbeit kann von jeder Professorin oder je-
dem Professor des den Studiengang anbietenden Fach-
bereichs ausgegeben und betreut werden (Referen-
tin/Referent). Professorinnen und Professoren anderer 

 
 
zu 6.1      
 
                  Die Bachelorarbeit wird mit einem Kolloquium abge-

schlossen. Dieses dauert in der Regel 45 Minuten, 
höchstens aber 60 Minuten. Es beginnt mit einem 10- 
bis 20-minütigen Referat der Kandidatin oder des 
Kandidaten über ihre bzw. seine Bachelor-Thesis. Die 
anschließenden Fragen der Prüfungskommission, be-
stehend aus Referent(in) und Korreferent(in), erstre-
cken sich auf den Themenkreis der Bachelor-Thesis. 

Das Kolloquium geht bei der Bewertung der Bachelor-
Thesis mit einer Gewichtung von 10 % ein (siehe Ziffer 
6.6).  

Zum Termin des Kolloquiums sind sämtliche Prüfungs-
leistungen des Grund- und Hauptstudiums nachzuwei-
sen. 
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Fachbereiche und andere nach Ziffer 2.3.1 Satz 4 und 5 
prüfungsberechtigte Personen können dies auf Antrag 
beim Prüfungsausschuss und nach dessen Genehmi-
gung ebenfalls tun. Gehört die Referentin oder der Refe-
rent nicht dem Fachbereich an, so soll die Korreferentin 
oder der Korreferent (vgl. 6.6) dem Fachbereich angehö-
ren. In Ausnahmefällen entscheidet der Prüfungsaus-
schuss des jeweiligen Studiengangs. 
 

6.3    Ausgabe, Rückgabe und Abgabe 
 
6.3.1    Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt 

dafür, dass der Kandidatin oder dem Kandidaten recht-
zeitig zu dem gewünschten Termin das Thema der Ar-
beit, die Referentin oder der Referent und die Korreferen-
tin oder der Korreferent zugeteilt werden; diese sind ihr 
oder ihm mitzuteilen. Die Fachbereiche können in den 
Besonderen Bestimmungen ergänzende Regelungen 
treffen. 

 
6.3.2    Der Zeitpunkt der Ausgabe der Arbeit ist aktenkundig zu 

machen. 
 
6.3.3    Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des ers-

ten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden, 
ohne dass dies als Nichtbestehen der Abschlussarbeit 
gilt. Wird die Abschlussarbeit wiederholt, ist eine Rück-
gabe nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandi-
dat von dieser Möglichkeit noch keinen Gebrauch ge-
macht hat. 

 
6.3.4    Die Abschlussarbeit ist fristgemäß bei der in den Beson-

deren Bestimmungen genannten Stelle abzuliefern; der 
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 
Wird die Abschlussarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt 
sie als mit „nicht ausreichend“ bewertet. 

 
6.4    Form 
 
6.4.1    Die Besonderen Bestimmungen können vorsehen, dass 

die Abschlussarbeit auch in Form einer Gruppenarbeit mit 
höchstens fünf Teilnehmerinnen oder Teilnehmern ange-
fertigt werden kann, wenn der als Prüfungsleistung zu 
bewertende Beitrag der oder des Einzelnen auf Grund 
der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderer 
objektiver Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung er-
möglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und 
die Anforderung nach Ziffer 6.1 Satz 1 erfüllt. In diesem 
Falle können die Besonderen Bestimmungen fachspezifi-
sche Abgrenzungskriterien festlegen. 

  
6.4.2    Die Besonderen Bestimmungen regeln, in welcher Form 

die Abschlussarbeit abgegeben werden darf (Papier, CD-
ROM, Videoband o.ä.). 

 
6.4.3    Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin 

oder der Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder 
er die Arbeit – bei einer Gruppenarbeit ihren oder seinen 
entsprechend gekennzeichneten Anteil an der Arbeit – 
selbstständig verfasst und keine anderen als die angege-
benen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. 

 
6.5    Bearbeitungszeit 
 
6.5.1    Die Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit darf drei Mona-

te nicht überschreiten. In einem Teilzeitstudiengang sind 
maximal sechs Monate zulässig. Die Besonderen Be-
stimmungen können bei Arbeiten, die in einer Einrichtung 
außerhalb der Fachhochschule durchgeführt werden, die 
Festlegung einer längeren Bearbeitungszeit durch den 
Prüfungsausschuss im Einvernehmen mit der Referentin 
oder dem Referenten vorsehen, höchstens jedoch insge-
samt sechs Monate. 

Finden neben der Diplomarbeit noch Lehrveranstaltungen 
statt und handelt es sich um eine experimentelle Arbeit, 
kann vom Prüfungsausschuss im Einvernehmen mit der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 6.3.4 Die Abschlussarbeit ist im Dekanat des Fachbereichs 

Ingenieurwissenschaften abzuliefern. Dieses teilt den 
Abgabezeitpunkt der Vorsitzenden bzw. dem Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses mit.  

 
 
 
 

zu 6.4.1 Eine Möglichkeit, die Bachelorarbeit in Form einer 
Gruppenarbeit anzufertigen, wird nicht eingeräumt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 6.4.2 Die Bachelorarbeit ist in Form von drei gebundenen 

Exemplaren abzuliefern.  
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Referentin oder dem Referenten die Bearbeitungszeit 
verlängert werden, höchstens jedoch auf insgesamt 4,5 
Monate. Das Thema der Arbeit muss so beschaffen sein, 
dass es innerhalb der jeweils vorgesehenen Bearbei-
tungszeit bearbeitet werden kann. 

 
6.5.2    Falls die Besonderen Bestimmungen eine Bachelor-

Thesis vorsehen, gilt 6.5.1 analog. Die Besonderen Be-
stimmungen können für die Bachelor-Thesis eine kürzere 
maximale Bearbeitungszeit, jedoch nicht weniger als zwei 
Monate, vorsehen. 

 
6.5.3    Die Bearbeitungszeit für die Master-Thesis darf sechs 

Monate nicht überschreiten. Die Besonderen Bestim-
mungen können für die Master-Thesis eine kürzere ma-
ximale Bearbeitungszeit, jedoch nicht weniger als drei 
Monate, vorsehen. 

 
6.6    Bewertung 
 

Abschlussarbeiten werden von der Referentin oder dem 
Referenten und der Korreferentin oder dem Korreferenten 
unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, be-
wertet. Als Korreferentin oder Korreferent kommen die in 
Ziffer 2.3.1 im 3. und 4. Abschnitt genannten Personen in 
Frage. 

Über das Ergebnis der Abschlussarbeit ist von der Refe-
rentin oder dem Referenten und von der Korreferentin 
oder dem Korreferenten eine Bewertung mit schriftlicher 
Begründung anzufertigen. Die Besonderen Bestimmun-
gen regeln, auf welche Weise aus diesen Bewertungen 
die Endnote der Abschlussarbeit bestimmt wird. 

 

 
 
 
 
 
 
zu 6.5.2 Bei Arbeiten, die in einer Einrichtung außerhalb der 

Fachhochschule durchgeführt werden, kann der Prü-
fungsausschuss im Einvernehmen mit der Referentin 
oder dem Referenten eine längere Bearbeitungszeit 
festlegen, höchstens jedoch insgesamt 4,5 Monate. 
 
 
 
 
 
 
 

zu 6.6.  
 
 
 
 
 
 
 

Bei der Bildung der Note für die Bachelor-Thesis wer-
den zunächst jeweils der arithmetische Mittelwert der 
Bewertungen beider Prüfer für die schriftliche Arbeit 
und der arithmetische Mittelwert der Bewertungen 
beider Prüfer für das Kolloquium berechnet. Anschlie-
ßend wird aus den beiden Mittelwerten die Gesamtno-
te für die Bachelor-Thesis berechnet, wobei die 
schriftliche Arbeit mit 90 %, das Kolloquium mit 10% 
gewichtet wird. Im Übrigen wird wie unter Ziffer 4.3.1 
verfahren. 

7.    Nichtbestehen, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung 
 
7.1    Nichtbestehen 
 
7.1.1    Die Abschlussarbeit ist nicht bestanden, wenn 

1. die Arbeit nicht mindestens mit „ausreichend“ bewer-
tet worden ist oder als Gruppenarbeit nicht den An-
forderungen nach Ziffer 6.4.1 entspricht, 

2. der Prüfungsausschuss feststellt, dass die Kandidatin 
oder der Kandidat eine Täuschung begangen hat o-
der die Versicherung nach Ziffer 6.4.3 unwahr ist. 

 
7.1.2    Eine Prüfungsleistung ist nicht bestanden, wenn sie nicht 

mindestens mit „ausreichend“ bewertet worden ist. 
 
7.1.3    Im Falle des Nichtbestehens einer Prüfungsleistung oder 

einer Fachprüfung erfolgt die Mitteilung durch den Prü-
fungsausschuss des Studienganges in Form eines Aus-
hangs. 

Im Falle des Nichtbestehens der Abschlussarbeit erfolgt 
die Mitteilung durch den Prüfungsausschuss des Stu-
dienganges per eingeschriebenem Brief. 

Im Falle des endgültigen Nichtbestehens erfolgt der Be-
scheid mit Rechtsbehelfsbelehrung durch das Prüfungs-
amt. 

 
7.2    Versäumnis und Rücktritt 
 
7.2.1    Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ be-

wertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem 
Prüfungstermin aus von ihr oder ihm zu vertretenden 
Gründen nach verbindlicher Anmeldung nicht erscheint 
oder der von dem Prüfungsausschuss festgesetzte Wie-
derholungszeitraum abgelaufen ist. 

 
7.2.2    Der Rücktritt von einer Prüfung, die bereits angetreten 
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wurde, hat die Erteilung der Note „nicht ausreichend“ zur 
Folge, es sei denn, der Rücktritt erfolgt aus von der oder 
dem Studierenden nicht zu vertretenden Gründen. Mit 
Ausgabe der Aufgabenstellung ist die Prüfung angetre-
ten. 

 
7.2.3    Im Übrigen können die Besonderen Bestimmungen Vor-

aussetzungen für den Rücktritt von einer Prüfung festle-
gen, zu der die oder der Studierende sich angemeldet 
hat. Insbesondere können Fristen genannt werden, in-
nerhalb derer ein Rücktritt ohne Angabe von Gründen 
möglich ist. Liegt danach kein wirksamer Rücktritt vor und 
hat die oder der Studierende die Prüfung aus von ihr oder 
ihm zu vertretenden Gründen versäumt, ist die Note 
„nicht ausreichend“ zu erteilen. 

 
7.2.4    Kann die Kandidatin oder der Kandidat aus einem von ihr 

oder ihm nicht zu vertretenden Grund (wie z.B. Erkran-
kung der Kandidatin oder des Kandidaten bzw. eines von 
ihr oder ihm zu versorgenden Kindes) einen Prüfungs-
termin nicht wahrnehmen oder ihre oder seine Ab-
schlussarbeit nicht termingerecht beenden, so setzt der 
Prüfungsausschuss einen neuen Termin fest bzw. gestat-
tet die Anfertigung einer neuen Abschlussarbeit. 

Die Besonderen Bestimmungen regeln Form und Fristen, 
innerhalb derer Bescheinigungen wie z.B. ein ärztliches 
oder amtsärztliches Attest oder eine gutachterliche Äuße-
rung eines Facharztes vorgelegt werden müssen, und die 
Bedingungen, unter denen ein amtsärztliches Attest er-
forderlich ist, sowie die in den Attesten nötigen Auskünf-
te. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7.2.5    Die für den Rücktritt und die Fristversäumnis bei der Ab-

schlussarbeit und anderen Prüfungsleistungen von der 
Kandidatin oder dem Kandidaten geltend gemachten 
Gründe müssen von ihr oder ihm dem Prüfungsaus-
schuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft 
gemacht werden. Bei Krankheit der Kandidatin oder des 
Kandidaten bzw. eines von ihr oder ihm zu versorgenden 
Kindes kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes, in 
Zweifelsfällen eines amtsärztlichen Attestes, verlangt 
werden. Näheres regeln die Besonderen Bestimmungen. 

Der Prüfungsausschuss entscheidet darüber, ob es sich 
um Gründe handelt, die die Kandidatin oder der Kandidat 
zu vertreten hat und ob der entsprechende Prüfungsteil 
als nicht bestanden gilt. 

 
7.2.6    Ablehnende Entscheidungen des Prüfungsausschusses 

sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen; hierbei wirken die 
studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses mit 
beratender Stimme mit. Der Kandidatin oder dem Kandi-
daten ist vorher Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu 
geben. Ausführungsbestimmungen finden sich in den Be-
sonderen Bestimmungen. 

 
7.3    Täuschung und Störung 
 
7.3.1    Versucht die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis 

ihrer oder seiner Prüfungs- oder Studienleistung durch 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 7.2.4 Bleibt die/der Studierende dem Prüfungstermin fern 

oder versäumt sie/er für die Prüfung festgesetzte Fris-
ten, so sind die für das Fernbleiben oder Fristver-
säumnis geltend gemachten Gründe dem Prüfungs-
ausschuss unverzüglich schriftlich unter Angabe der 
betreffenden Prüfung anzuzeigen und nachzuweisen. 
Der Nachweis der Gründe muss bei Krankheit durch 
Vorlage eines ärztlichen Attestes, welches mindes-
tens Ausführungen über die Art der Krankheitssym-
ptome bzw. die Art der Leistungsminderung beinhal-
tet, soweit dies zur Beurteilung der Prüfungsunfähig-
keit durch die Hochschule erforderlich ist, bei dem 
zweiten Fernbleiben derselben Prüfungsleistung infol-
ge Krankheit durch Vorlage eines entsprechenden 
amtsärztlichen Attestes, ansonsten durch Vorlage ei-
ner amtlichen (behördlichen) Bescheinigung erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

zu 7.2.5 Die Besonderen Bestimmungen zu 7.2.4 gelten sinn-
gemäß. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

zu 7.2.6 Die Mitteilung einer ablehnenden Entscheidung des 
Prüfungsausschusses an den Kandidatin oder die 
Kandidaten einschließlich Begründung sowie einer 
Rechtsbehelfsbelehrung erfolg durch das Prüfungs-
amt.  
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Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel 
zu beeinflussen, wird die Prüfungsleistung oder Studien-
leistung mit „nicht ausreichend“ bewertet. 

 
 
7.3.2    Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der den ord-

nungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der 
aufsichtsführenden Person von der Fortsetzung der Prü-
fung ausgeschlossen werden, wenn die Störung nicht 
durch sonstige Ordnungsmaßnahmen (z.B. Herabset-
zung der Note) beseitigt werden kann; im Falle des Aus-
schlusses wird die entsprechende Prüfungsleistung mit 
„nicht ausreichend“ bewertet. Wird eine Kandidatin oder 
ein Kandidat von der weiteren Erbringung der Prüfungs-
leistung ausgeschlossen, kann sie oder er verlangen, 
dass diese Entscheidung vom Prüfungsausschuss über-
prüft wird. In diesem Fall erhält die Kandidatin oder der 
Kandidat von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses einen Bescheid mit Rechtsbe-
helfsbelehrung. Das weitere Verfahren wird in Abschnitt 
10 geregelt. 

 
7.3.3    Die Besonderen Bestimmungen können weitere Sankti-

onsmöglichkeiten für die unter 7.3.1 und 7.3.2 beschrie-
benen Fälle vorsehen. 

 

8.    Wiederholung von Prüfungsleistungen 
 
8.1.    Nichtwiederholbarkeit bestandener Prüfungsleistungen 
 

Bestandene Prüfungsleistungen und eine bestandene 
Abschlussarbeit können nicht wiederholt werden, es sei 
denn, die Besonderen Bestimmungen sehen eine solche 
Möglichkeit bei einem Freiversuch vor und es handelt 
sich um einen solchen. 

 
 
 
8.2    Freiversuch 
 

Die Besonderen Bestimmungen legen fest, ob den Stu-
dierenden ein Freiversuch eingeräumt wird. Wird ein 
Freiversuch eingeräumt, so darf die Anzahl insgesamt 
möglicher Prüfungsversuche drei nicht überschreiten. 

 
8.3    Erste Wiederholung 
 

Nichtbestandene Prüfungsleistungen können ohne be-
sondere Genehmigung einmal wiederholt werden. 

Eine einmalige Wiederholung der Abschlussarbeit ist zu-
lässig. 

 
 
8.4    Zweite Wiederholung 
 

Sehen die Besonderen Bestimmungen einen Freiversuch 
vor, so ist eine zweite Wiederholung von Prüfungsleis-
tungen nicht zulässig. 

Sehen die Besonderen Bestimmungen einen Freiversuch 
nicht vor, so ist eine zweite Wiederholung von Prüfungs-
leistungen zulässig; der Prüfungsausschuss kann dies-
bezüglich Auflagen erteilen. 

Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbeit ist ausge-
schlossen. 

 
8.5    Fristen 
 

Wiederholungsprüfungen für nicht bestandene Fachprü-
fungen müssen spätestens im Laufe des folgenden Se-
mesters abgelegt werden, sofern nicht der Prüfungsaus-
schuss in begründeten Fällen von sich aus oder auf 
rechtzeitigen, vorherigen Antrag eine abweichende Rege-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

zu 8.2.   
 

Ein Freiversuch wird nicht eingeräumt.  
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 

zu 8.4. 
 
Schriftliche Prüfungsleistungen, die nicht mehr wiederholt 
werden können, sind von zwei Prüfern zu bewerten. 
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lung trifft. Die Ziffern 7.2.3 und 7.2.4 gelten entsprechend. 

Die Besonderen Bestimmungen können weitere Rege-
lungen hierzu enthalten. 

 
 
8.6    Folgen des endgültigen Nichtbestehens 
 

Ist die Wiederholung einer Prüfungsleistung nicht mehr 
möglich, ist die Prüfungsleistung endgültig nicht bestan-
den und daher auch die Zwischenprüfung bzw. die Ab-
schlussprüfung endgültig nicht bestanden. Im Falle des 
endgültigen Nichtbestehens der Zwischenprüfung oder 
der Abschlussprüfung ist die Kandidatin oder der Kandi-
dat zu exmatrikulieren (§ 68 Abs.2 Nr. 6 HHG); auf An-
trag erhält sie oder er gegen Vorlage der entsprechenden 
Nachweise und der Exmatrikulationsbescheinigung eine 
schriftliche Bescheinigung des Prüfungsamtes, welche 
die erbrachten Prüfungsleistungen und Studienleistun-
gen, deren Noten sowie die zu der jeweiligen Prüfung 
noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen 
lässt, dass die Prüfung endgültig nicht bestanden wurde. 

 

9.   Akteneinsicht 
 

Innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntgabe der No-
ten können Studierende Einsicht in ihre Prüfungsarbeiten, 
die Prüfungsprotokolle der mündlichen Prüfungen sowie 
die Beurteilung der Abschlussarbeit beantragen. Diese 
Einsicht ist ihnen innerhalb von zwei Monaten nach An-
tragstellung zu gewähren. Die Studierenden können sich 
durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. In den 
Besonderen Bestimmungen können unter Beachtung des 
Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes ergänzende 
Regelungen getroffen werden. 

 

 

10. Widerspruch 
 

Widersprüche im Sinne der Verwaltungsgerichtsordnung 
(§ 68 ff VwGO) gegen das Prüfungsverfahren und gegen 
Prüfungsentscheidungen sind, sofern eine Rechtsbe-
helfsbelehrung erteilt wurde, innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe, sonst innerhalb eines Jahres nach 
Bekanntgabe beim Prüfungsausschuss einzulegen. Die 
Frist wird auch durch die Einlegung bei der Präsidentin 
oder dem Präsidenten gewahrt. 

Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht ab, 
so leitet er das Verfahren zur weiteren Bearbeitung – un-
ter Angabe des Sachverhalts, der Ablehnungsgründe und 
eines Verfahrensvorschlages – an die Präsidentin oder 
den Präsidenten weiter. 

Hilft die Präsidentin oder der Präsident dem Widerspruch 
nicht ab, erteilt sie oder er einen mit einer Rechtsmittelbe-
lehrung versehenen Bescheid, in dem die Ablehnungs-
gründe anzugeben sind 

 
 

 

11. Zeugnisse, Urkunde über die Verleihung des akade-
mischen Grades 

 
11.1    Zeugnis der Zwischenprüfung und Abschlusszeugnis 
 
11.1.1    Die bestandene Zwischenprüfung wird im Zwischen-

zeugnis bescheinigt. Dieses führt die Noten für die Fach-
prüfungen auf. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, 
an dem die letzte Fachprüfung oder Studienleistung er-
bracht worden ist. 

Die Besonderen Bestimmungen können festlegen, dass 
das Zwischenzeugnis auch die Noten derjenigen Studien-
leistungen des Grundstudiums enthält, die nicht Bestand-
teil der Fachprüfungen sind. 
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11.1.2    Über die bestandene Diplom-, Bachelor- bzw. Masterprü-

fung wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wo-
chen, ein Abschlusszeugnis erteilt, das die Noten aller 
Fachprüfungen enthält. Von der Abschlussarbeit werden 
Thema und Note angegeben. Die Besonderen Bestim-
mungen können vorsehen, dass das Abschlusszeugnis 
zusätzlich die Noten derjenigen Studienleistungen, die 
nicht Bestandteil der Prüfungsleistungen sind, sowie die 
von der oder dem Studierenden angegebenen Wahlfä-
cher enthält. Die Besonderen Bestimmungen können wei-
ter vorsehen, dass auch Studienrichtungen und Studien-
schwerpunkte in das Zeugnis aufgenommen werden. 

Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die 
letzte Fachprüfung oder Studienleistung erbracht bzw. die 
Abschlussarbeit abgegeben wurde. 

 
 
11.1.3    Das Abschlusszeugnis enthält die Gesamtnote. Diese 

wird als Mittelwert nach Maßgabe der Ziffer 4.3.6 aus den 
einzelnen Prüfungsteilen errechnet. Hinter der in Worten 
geschriebenen Note wird in Klammern der Mittelwert mit 
der ersten Dezimalstelle nach dem Komma (ohne Run-
dung) gemäß Ziffer 4.3.5 angegeben. 

Bei überragenden Leistungen kann das Gesamturteil „mit 
Auszeichnung bestanden“ erteilt werden. Näheres wird in 
den Besonderen Bestimmungen geregelt. 

 
11.1.4    Das Zeugnis der Zwischenprüfung sowie das Diplom-, 

das Bachelor- und das Masterzeugnis werden von der 
oder dem Vorsitzenden des zuständigen Prüfungsaus-
schusses und der zuständigen Dekanin bzw. dem zu-
ständigen Dekan unterzeichnet und mit dem Siegel der 
Fachhochschule versehen. 

 
11.1.5    Abdrucke je eines Formblattes „Zeugnis der Diplomvor-

prüfung“ und „Zeugnis der Bachelorvorprüfung“ sind An-
lagen 1 und 2 dieser Allgemeinen Bestimmungen. Ab-
drucke je eines Formblattes „Zeugnis der Diplomprüfung“, 
„Zeugnis der Bachelorprüfung“ und „Zeugnis der Master-
prüfung“ sind Anlagen 3 bis 5 dieser Allgemeinen Be-
stimmungen. Abdrucke je eines Formblattes „Urkunde 
der Diplomprüfung“, „Urkunde der Bachelorprüfung“ und 
„Urkunde der Masterprüfung“ sind Anlagen 6 bis 8 dieser 
Allgemeinen Bestimmungen. 

     
11.2    Urkunde über die Verleihung des akademischen Grades 
 
11.2.1    Neben dem Abschlusszeugnis wird der Kandidatin oder 

dem Kandidaten eine Urkunde mit dem Datum des Zeug-
nisses ausgehändigt (Anlagen 6 bis 8). Darin wird die 
Verleihung des akademischen Diplom- bzw. Bachelor- 
bzw. Mastergrades beurkundet. 

 
11.2.2    Die Urkunde über die Verleihung des akademischen 

Grades wird von der Präsidentin oder dem Präsidenten 
der Hochschule und der zuständigen Dekanin bzw. dem 
zuständigen Dekan unterzeichnet und mit dem Siegel der 
Hochschule versehen. 

 
11.3    Diploma Supplement 
 
 Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) ent-

sprechend dem „Diploma Supplement Modell“ von Euro-
päischer Union / Europarat / UNESCO aus. Als Darstel-
lung des nationalen Bildungssystems (DS-Abschnitt 8) ist 
der zwischen Kultusministerkonferenz und Hochschulrek-
torenkonferenz abgestimmte Text in der jeweils gelten-
den Fassung zu verwenden. Näheres wird in den Beson-
deren Bestimmungen geregelt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
zu 11.1.3   
 
 
 
 
 

Bei einer Gesamtnote von 1,0 bis 1,2 wird das Ge-
samturteil „Mit Auszeichnung bestanden“ erteilt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 11.3  

 
Das Diploma Supplement wird von der oder dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unter-
zeichnet und mit dem Siegel der Fachhochschule 
versehen. Es wird der Kandidatin bzw. dem Kandi-
daten zum Bachelorzeugnis ausgehändigt. Zu Form 
und Inhalt des Diploma Supplements siehe Anla-
ge 2.  

 

12. Ungültigkeit von Prüfungen 
 
12.1    Täuschungen 
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Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei der Prüfung ge-
täuscht, und wird dies erst nach der Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss 
nachträglich die Noten für die Prüfungsleistungen, bei de-
ren Erbringung die Kandidatin oder der Kandidat ge-
täuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung 
ganz oder teilweise für „nicht bestanden“ erklären. 

 
12.2.    Zulassungsmängel 
 

Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer 
Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der 
Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird dies erst 
nach absolvierter Prüfung bekannt, so wird dieser Mangel 
durch das Bestehen dieser Prüfung geheilt. Hat die Kan-
didatin oder der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss un-
ter Beachtung des Hessischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes. 

 
12.3    Anhörung 
 

Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist vor einer Ent-
scheidung nach  Ziffern 12.1 und 12.2 rechtliches Gehör 
zu geben. 

 
12.4    Ausschlussfrist 
 

Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und ggf. ein neu-
es zu erteilen. Eine Entscheidung nach Ziffer 12.1 und 
12.2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum 
des Zeugnisses ausgeschlossen. 

 

13.    Einstufungsprüfung 
 
13.1    Voraussetzung 
 

Wer eine Hochschulzugangsberechtigung nach § 63 
HHG besitzt und sich auf andere Weise als durch ein 
Hochschulstudium die für die erfolgreiche Beendigung ei-
nes Studiums in einem Fachbereich der Fachhochschule 
Wiesbaden erforderlichen besonderen Fähigkeiten und 
Kenntnisse angeeignet hat, kann die Zulassung zu einer 
Einstufungsprüfung beantragen. Durch die Einstu-
fungsprüfung soll festgestellt werden, für welches Semes-
ter die Bewerberin oder der Bewerber zuzulassen ist (§ 
30 HHG). 

 
13.2    Antrag auf Zulassung 
 

Der Antrag auf Zulassung zur Einstufungsprüfung ist je-
weils bis zum 1. Dezember oder 15. Mai eines jeden Jah-
res schriftlich an das Prüfungsamt zu richten. Dem Antrag 
sind beizufügen: 

1.   ein Lebenslauf mit Angabe des Ausbildungsweges 
und des bisherigen beruflichen Werdeganges, 

2.   öffentlich beglaubigte Abschriften oder öffentlich be-
glaubigte Ablichtungen der Zeugnisse, die die Hoch-
schulzugangsberechtigung nach § 63 HHG nachwei-
sen, 

3.   eine Erklärung darüber, ob die Bewerberin oder der 
Bewerber bereits eine Zwischenprüfung oder eine 
Diplom-, Bachelor- oder Masterprüfung als Studie-
rende oder Studierender bzw. Externe oder Externer 
in einem gleichnamigen oder verwandten Studien-
gang an einer Fachhochschule oder (nur bei Bache-
lor- und Masterstudiengängen) an einer Universität 
endgültig nicht bestanden hat oder ob sie oder er 
sich in einem schwebenden Prüfungsverfahren be-
findet. 

 
13.3    Zulassung 
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13.3.1    Auf der Grundlage der eingereichten Unterlagen ent-

scheidet der Prüfungsausschuss des entsprechenden 
Studiengangs über die Zulassung der Bewerberin oder 
des Bewerbers zur Einstufungsprüfung. 

 
13.3.2    Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Bewerberin o-

der der Bewerber 

1. eine der in Ziffer 13.1 Satz 1 genannten Vorausset-
zungen nicht erfüllt, 

2. die in Ziffer 13.2 Satz 2 genannten Unterlagen nicht 
oder nicht vollständig einreicht oder der in Ziffer 5.2.4 
Satz 1 Nr. 2 genannte Versagungsgrund vorliegt. 

Das Prüfungsamt erteilt einen mit einer Begründung und 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen schriftli-
chen Bescheid. 

 
13.4    Form und Ergebnis 
 
13.4.1    Wird die Bewerberin oder der Bewerber zur Einstufungs-

prüfung zugelassen, legt der Prüfungsausschuss schrift-
lich fest, in welchen Prüfungsfächern, in welcher Form 
und wann die Prüfung abzulegen ist und ob und ggf. wel-
che weiteren Teilleistungen zu erbringen sind. 

 
13.4.2    Über das Ergebnis der Einstufungsprüfung ist ein Zeug-

nis zu erteilen, in dem festgestellt wird, welche Studien- 
und Prüfungsleistungen anerkannt werden und in wel-
ches Semester die Bewerberin oder der Bewerber einge-
stuft wird. 

 

14.    Absolventinnen und Absolventen von Berufsakade-
mien 

 
14.1    Weiterstudium zum Diplom 
 

Absolventinnen und Absolventen von staatlichen und 
staatlich anerkannten Berufsakademien können durch ein 
Studium von insgesamt zwei Semestern das Fachhoch-
schuldiplom in dem von ihnen an der Berufsakademie 
studierten Fach erreichen. 

 
14.2    Verfahren 
 

Die Interessentinnen und Interessenten stellen den An-
trag auf das Weiterstudium beim Prüfungsausschuss des 
entsprechenden Studiengangs. Dieser tritt in eine Einzel-
fallprüfung ein und stellt für die Interessentinnen und Inte-
ressenten ein Studien- und Prüfungsprogramm auf, das 
nicht mehr als 60 Leistungspunkte gemäß ECTS umfasst 
und das bei erfolgreichem Absolvieren zum Diplom führt. 

 
Der Prüfungsausschuss legt weiterhin fest, wie sich die 
Gesamtnote aus den absolvierten Modulen und Prüfun-
gen berechnet. 

 

 

15.    Sprachregelungen 
 

Lehrveranstaltungen aus dem Pflichtbereich können auf 
Englisch angeboten werden, wenn parallel oder zumin-
dest innerhalb eines dem Studienplan entsprechenden 
Zeitraumes diese samt Leistungsnachweis auch auf 
Deutsch angeboten werden. Die Besonderen Bestim-
mungen können abweichende Regelungen bzgl. eines 
ausschließlich englischsprachigen Angebotes und be-
züglich weiterer Fremdsprachen treffen. 

In Pflichtwahlfächern können Lehrveranstaltungen und 
Leistungsnachweise ausschließlich auf Englisch angebo-
ten werden. Die Besonderen Bestimmungen können für 
diese Fächer weitere Fremdsprachen zulassen. 
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16.    Schlussbestimmungen 
 
16.1    Anpassungsfrist 
 

Die derzeit geltenden Prüfungsordnungen – Teil B – sind 
in einem Zeitraum von fünf Jahren durch Prüfungsord-
nungen (Besondere Bestimmungen) zu ersetzen, die sich 
auf diese Allgemeinen Bestimmungen für Prüfungsord-
nungen beziehen. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

16.2    Inkrafttreten 
 

Diese Allgemeinen Bestimmungen für Prüfungsordnun-
gen der Fachhochschule Wiesbaden – University of Ap-
plied Sciences treten am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Staatsanzeiger für das Land Hessen in Kraft. 

 

 
 
zu 16.1   Übergangsregelungen 
 
1. Für Studierende, die vor dem Inkrafttreten dieser Prüfungs-

ordnung gemäß Ziffer 16.2 ihr Studium begonnen haben, 
gelten weiterhin die Bestimmungen der Prüfungsordnung für 
den Studiengang Umwelttechnik/Umweltmesstechnik (Teil 
B) vom 7. Oktober 1997 in Verbindung mit der Prüfungsord-
nung der Fachhochschule Wiesbaden (Teil A) vom 12. No-
vember 1985 (ABl. 1986, S. 76), geändert am 12 Juni 1990 
(ABl. 1990, S. 977). Dabei sind die in Anlage 3 genannten 
Fristen und Übergangsregelungen zu beachten. 

2. Studierende, die vor dem Inkrafttreten dieser Prüfungsord-
nung ihr Studium begonnen haben, können nach dieser 
Prüfungsordnung geprüft werden, wenn sie dies beim Prü-
fungsamt schriftlich beantragen. Bereits erbrachte Studien- 
und Prüfungsleistungen können dabei angerechnet werden. 
Die Entscheidung hierüber trifft der Prüfungsausschuss im 
Benehmen mit dem jeweiligen Fachdozenten. 

 
zu 16.2    
 

Die Besonderen Bestimmungen für den Studiengang Um-
welttechnik – Bachelor of Engineering treten mit Veröffentli-
chung in den Amtlichen Mitteilungen der Fachhochschule 
Wiesbaden rückwirkend zum 1.9.2006 in Kraft. 

 

 

 

Prof. Dr. Reinhard Henrici 
Vizepräsident 
08.02.2008 

Prof. Dr. Moniko Greif 
Dekanin 
20.11.2007 

 

 
 Anlage 1 

Prüfungsplan 
 
Anlage 2 
Formblätter „Zeugnis der Bachelorprüfung“, „Urkunde der 
Bachelorprüfung“ und „ „Diploma Supplement“ 
 
Anlage 3 
Übergangsregelungen 
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Anlage 2:
Formblätter „Zeugnis der Bachelorprüfung“, 
„Urkunde der Bachelorprüfung“ und „Diploma
Supplement“.
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BACHELOR-ZEUGNIS

 Frau Marga  Werauchimmer 
 geboren am 14.11.1979 in Oppidum                   

 hat am 24.01.2006 

 im Fachbereich INGENIEURWISSENSCHAFTEN                                         

 die Prüfung zum Bachelor of Engineering                                             

 im Studiengang Umwelttechnik                                
                            
 abgelegt und dabei nachfolgende Bewertung erhalten: 

 Bachelor Thesis: gut (2,0) 
 Thema: Mikrowellenmessungen am Kohlelichtbogenplasma                   
                                                                                                              
                                                                                      

 Gesamtnote: gut (2,0) 

 Die erbrachten Leistungen sind umseitig aufgeführt. 

 Wiesbaden, 30.07.2007 

 Die Dekanin Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

 Prof. Dr. Moniko Greif Prof. Dr. Olaf Rau 



- 3 -

Studienergebnisse

 Frau Marga  Werauchimmer 
 geboren am 14.11.1979 in Oppidum                   

 Leistungen: 
 Ökologie-Mikrobiologie (6 CrP) gut (1,7) 

 Mathematik 1 (9 CrP) gut (2,0) 

 Informatik A und CAD (6 CrP) gut (2,3) 

 Einführung und Recht (4 CrP) gut (1,7) 

 Chemie (7 CrP) gut (1,7) 

 Physik (7 CrP) gut (2,3) 

 Thermodynamik und Physikalische Chemie (6 CrP) gut (2,0) 

 Mathematik und Informatik B (6 CrP) gut (2,0) 

 Englisch 1 (4 CrP) gut (2,3) 

 Biologie-Toxikologie (6 CrP) gut (2,0) 

 Physikalische Chemie / Werkstoffkunde (4 CrP) gut (2,0) 

 Energietechnik (5 CrP) sehr gut (1,0) 

 Verfahrenstechnik 1 (5 CrP) befriedigend (3,0) 

 Mathematik 2 (5 CrP) gut (2,0) 

 Messdatenerfassung und Elektrotechnik (6 CrP) gut (2,0) 

 Umweltrecht (5 CrP) gut (2,0) 

 Biotechnologie / Systemtechnik (8 CrP) gut (2,0) 

 Abfallwirtschaft (5 CrP) gut (2,0) 

 Abwasser (7 CrP) gut (2,0) 

 Umweltanalytik (6 CrP) gut (2,0) 

 Englisch / Präsentation (4 CrP) gut (2,0) 

 BWL (5 CrP) gut (2,0) 

 Emission / Immission (6 CrP) gut (2,0) 

 Verfahrenstechnik 2 (4 CrP) gut (2,0) 

 Umweltgerechtes Produzieren (4 CrP) gut (2,0) 

 Projekt (5 CrP) gut (2,0) 

 UVP / Abluftreinigung (6 CrP) gut (2,0) 

 Ökotoxikologie / UIS (5 CrP) gut (2,0) 

 Lärmmesstechnik-UT (6 CrP) gut (2,0) 

 Sicherheit / Strahlenschutz (7 CrP) gut (2,0) 

 Bachelorarbeit (12 CrP) gut (2,0) 

 
 Einzelbewertungen: sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4) - CrP = Credit Points 
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BACHELOR-URKUNDE

 Die Fachhochschule Wiesbaden verleiht 

 Frau  Marga  Werauchimmer 

 geboren am 14.11.1979 in Oppidum                   

 auf Grund der am 24.01.2006 

 in dem Fachbereich Ingenieurwissenschaften                                         
  

 Studiengang Umwelttechnik 

 bestandenen Bachelor-Prüfung den 

 Akademischen Grad 

 BACHELOR OF ENGINEERING (B. ENG.) 

 

 Wiesbaden, 30.07.2007 

 Die Präsidentin/Der Präsident 
 Prof. Dr. h. c. Clemens Klockner 

 Die Dekanin/Der Dekan 
 Prof. Dr. Moniko Greif 
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200512,044Englisch / Präsentation 

200512,056Umweltanalytik 

200512,067Abwasser 

200512,045Abfallwirtschaft 

200512,078Biotechnologie / Systemtechnik 

200512,045Umweltrecht

200512,056
Messdatenerfassung und 
Elektrotechnik 

200512,045Mathematik B 

200513,045Verfahrenstechnik 1 

200511,045Energietechnik 

200512,044Physikalische Chemie / Werkstoffkunde 

200512,056Biologie-Toxikologie 

200512,334Englisch 1 

200512,056Mathematik und Informatik B 

200512,056Thermodynamik und Physikalische Chemie 

200512,367Physik 

200511,767Chemie

200511,734Einführung und Recht 

200512,356Informatik A und CAD 

200512,089Mathematik 1 

200511,756Ökologie-Mikrobiologie

SemesterGradeHours per 
Semester

Credit 
PointsTitle of CourseCode

Umwelttechnik – Bachelor of EngineeringMain Field of Study:

12.12.2001Matriculation since:

101010Student ID Number:

14.11.1979 at OppidumDate and Place of Birth:

Werauchimmer, MargaName, Prename:

Transcript of Records (Part 1/2)
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200512,012Bachelorarbeit

200512,067Sicherheit / Strahlenschutz 

200512,056Lärmmesstechnik-UT

200512,045Ökotoxikologie / UIS 

200512,066UVP / Abluftreinigung 

200512,045Projekt 

200512,034Umweltgerechtes Produzieren 

200512,044Verfahrenstechnik 2 

200512,056Emission / Immission 

200512,045BWL

SemesterGradeHours per 
Semester

Credit 
PointsTitle of CourseCode

Umwelttechnik – Bachelor of EngineeringMain Field of Study:

12.12.2001Matriculation since:

10Student ID Number:

12.09.1982 at AtlantisDate and Place of Birth:

Werauchimmer, MargaName, Prename:

Transcript of Records (Part 2/2)
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Anlage 3:  
Übergangsregelungen für den bisherigen (Diplom-) Studiengang 
 
 
1. Die Lehrveranstaltungen des Diplomstudiengangs Umwelttechnik/Umweltmesstechnik werden 

noch so lange in unveränderter Form angeboten, bis alle Studierenden, die vor dem Inkrafttreten 
dieser Prüfungsordnung gemäß Ziffer 16.2 ihr Studium begonnen haben, das Studiensemester 
beendet haben, welches dem Fachsemester entspricht, dem die Lehrveranstaltung nach der alten 
Prüfungsordnung zugeordnet war, d.h. 

− Lehrveranstaltungen des 1. Studiensemesters: bis einschließlich Sommersemester 2006 

− Lehrveranstaltungen des 2. Studiensemesters: bis einschließlich Wintersemester 2006/07 

− Lehrveranstaltungen des 3. Studiensemesters: bis einschließlich Sommersemester 2007 

− Lehrveranstaltungen des 4. Studiensemesters: bis einschließlich Wintersemester 2007/08 

− Lehrveranstaltungen des 5. Studiensemesters: bis einschließlich Sommersemester 2008 

− Lehrveranstaltungen des 6. Studiensemesters: bis einschließlich Wintersemester 2008/09 

− Lehrveranstaltungen des 7. Studiensemesters: bis einschließlich Sommersemester 2009 

− Lehrveranstaltungen des 8. Studiensemesters: bis einschließlich Wintersemester 2009/10 

2. Nach Ablauf der in Abschnitt 1. angegebenen Fristen gelten bis einschließlich Wintersemester 
2011/12 folgende Regelungen (vgl. nachfolgende Tabelle):  

a. Lehrveranstaltungen, die in dem Studienprogramm nach dieser Prüfungsordnung gegen-
über dem Studienprogramm des Diplom-Studiengangs in unverändertem Umfang angebo-
ten werden, werden ohne Einschränkung anerkannt.  

b. Lehrveranstaltungen, die in dem Studienprogramm nach dieser Prüfungsordnung gegen-
über dem Studienprogramm des Diplom-Studiengangs in verkürztem Umfang angeboten 
werden, können anerkannt werden, wenn zum Ausgleich für die Verkürzung der oder die 
Studierende eine Hausarbeit zu einem vom Dozenten bzw. der Dozentin festzulegenden 
Thema anfertigt, welche dem gekürzten Anteil der Lehrveranstaltung entsprechend in die 
Bewertung eingeht. 

c. Lehrveranstaltungen des Diplom-Studiengangs, welche im Studienprogramm nach dieser 
Prüfungsordnung nicht mehr enthalten sind, werden noch entsprechend dem Bedarf ange-
boten. 

d. Als Ersatz für die Lehrveranstaltungen Abwasser (3SU+1P) und Wasserversorgung (2SU) 
des bisherigen (Diplom-) Studienprogramms wird die Lehrveranstaltung Abwasser / Wasser 
(5SU+1P) des Studienprogramms nach dieser Prüfungsordnung anerkannt. 

e. Als Ersatz für die beiden Projektarbeiten im 6 und 7, Fachsemester des bisherigen (Dip-
lom-) Studienprogramms werden nach Ablauf der unter Abschnitt 1. genannten Fristen zwei 
interdisziplinäre Projekte des neuen (BA-) Studienprogramms anerkannt. 

3. Nach Ablauf der in Abschnitt 2. genannten Frist wird der Diplom-Studiengang nicht mehr angebo-
ten. 

 



Tabelle: Übersicht über die Übergangsregelungen für den Diplom-Studiengang 
(Diese Übergangsregelungen gelten bis einschließlich Wintersemester 2011/12.)  
 
Grundstudium 
 

Bisheriges Studienprogramm (Diplom)   
 
Sem. 

 
Lehrveranstaltung 
 

 
SWS 

entspricht Lehrveranstaltung  
nach dieser Prüfungsordnung  
(Fachsemester) 

Änderung / 
Anmerkungen 

Mathematik A1 8SU Mathematik A1+L1 (1)  
Chemie 1 2SU Chemie 1 (1)  
Dynamik 2SU Dynamik (1)  
Datenverarbeitung-Grundlagen 
(EDV A) 

1SU+2P Informatik A (1)    

Ökologie1 3SU Ökologie1 (1)  
Betriebs- und Volkswirtschaft  
(Teil 1) 

2SU BWL für Ingenieure I (4)  

Recht – Grundlagen 2SU Recht (1)  
Einführungsseminar 2SU Einführungsseminar (1)    -1 SWS1) 

1 

Elektrotechnik  4SU Elektrotechnik (2) -1 SWS1) 

Chemie 2 2SU+2P Chemie 2 (2)  
Physikalische Chemie 3SU Physikalische Chemie (2)  
Umweltrecht 4SU Umweltrecht (2)  
Mathematik A2 5SU Mathematik A2 (2)  -2 SWS1) 
Messtechnik mit Praktikum 2SU+3P  2) 

Maschinenbau A - Strömungs-
lehre und Thermodynamik 
 

4SU Strömungslehre und Thermody-
namik I (2) 

-2 SWS1) 

2 

Betriebs- und Volkswirtschaft 
(Teil2)  

4SU BWL für Ingenieure II (5) -2 SWS1) 

Mathematik B 4SU Mathematik B (3)  
Umweltchemie und Toxikologie 2SU Umweltchemie und Toxikologie (2)  
Praktikum Angewandte Physikali-
sche Chemie 

2P Praktikum Angewandte Physikali-
sche Chemie (3) 

 

Physik der Schwingungen und 
Wellen 

2SU+2P Physik der Schwingungen und 
Wellen (3) 

 

Verfahrenstechnik 1 4SU Verfahrenstechnik 1 (3)  
Bioverfahrenstechnik 4SU Biotechnologie (4)  
Energie und Umwelt 2SU Energie und Umwelt  
Maschinenbau  B - Wärmeüber-
tragung, Technologie der Kraft- 
und Arbeitsmaschinen 

3SU Wärmelehre, Strömungslehre  
 

-1 SWS1) 

3 

EDV B. Mikrocomputertechnik 1SU+1P  2) 

 
 
1)  Die Lehrveranstaltung wird im BA-Studienprogramm in verkürzter Form angeboten. Sie kann für Studierende, 

die nach dem bisherigen Studienprogramm weiterstudieren, anerkannt werden, wenn diese zum Ausgleich für 
die Verkürzung eine Hausarbeit zu einem vom Dozenten bzw. der Dozentin festzulegenden Thema anfertigen, 
welche dem gekürzten Anteil der Lehrveranstaltung entsprechend in die Bewertung eingeht.  

2)  Die Lehrveranstaltung ist im Studienprogramm nach dieser Prüfungsordnung nicht mehr enthalten. Sie wird 
mindestens noch so lange regelmäßig angeboten, bis alle Studierenden, die vor dem Inkrafttreten dieser Prü-
fungsordnung gemäß Ziffer 16.2 ihr Studium begonnen haben, das Studiensemester erreicht haben, welches 
dem Fachsemester entspricht, dem die Lehrveranstaltung nach der alten Prüfungsordnung zugeordnet war. 
Danach wird sie noch bei Bedarf angeboten, längstens jedoch bis Wintersemester 2011/12. 



Hauptstudium 
 

Bisheriges Studienprogramm (Diplom)   
 
Sem. 

 
Lehrveranstaltung 
 

 
SWS 

entspricht Lehrveranstaltung  
nach dieser Prüfungsordnung  
(Fachsemester)  

Änderung / 
Anmerkungen 

Verfahrenstechnik 2 2SU+2P Verfahrenstechnik 2 (5)  
Umweltgerechtes Produzieren 3SU Umweltgerechtes Produzieren (5)  
Messdatenerfassung (EDV C) 1SU+1P Messdatenerfassung (3)  
Umweltanalytik 3SU+2P Umweltanalytik (4)  
Emissions-
/Immissionsmesstechnik, Schad-
stoffausbreitung 

3SU+2P Emission/Immission (5)  

Abfallwirtschaft 4SU Abfallwirtschaft (4)  
Moderation, Präsentation und 
Gesprächsführung 

2P Moderation, Präsentation und  
Gesprächsführung (4) 

 

4 

Entsorgung B.  Abwasser 3SU+1P Abwasser/Wasser (4) 3) 

5 Berufspraktisches Semester 
 

  kann weiterhin 
absolviert 
werden 

Genehmigungspflichtige Anlagen 
und Umweltverträglichkeitsprüfung 

3SU Umweltverträglichkeitsprüfung (5)  

Umweltconrolling und Umweltaudit 2SU Umweltmanagement   
Rechnernetze (EDV D) 
 

1SU+1P Informatik B  - Netzwerke und 
Betriebssysteme (2) 

 

Lärmmesstechnik und Lärmschutz 
 

1SU+1P Lärmmesstechnik und Lärmschutz 
(6) 

 

Systemanalyse und Regelungs-
technik 
 

4SU+1P Systemanalyse und Regelungs-
technik (4) 
 

-2 SWS1) 

Energiesparkonzepte 2SU  2) 
Aktuelle Ringlehrveranstaltung 2SU  2) 

Interdisziplinäre Projektarbeit 
(kommunales Umweltprojekt) 

4P Interdisziplinäres Umweltprojekt 
(5) 

4) 

6 

Bericht Praxis-Semester (Semi-
nar) 

1S  2) 

Ökologie 2 2SU Ökotoxikologie (6)  
Umweltinformationssysteme 2P Umweltinformationssysteme (6)  
Strahlenschutz 2SU+1P Strahlenschutz (6)  
Arbeitsschutz und –sicherheit, 
Sicherheitstechnik 

2SU Arbeitssicherheit (6)  

Abgasreinigung 2SU+1P Abluftreinigung (5)  
Wasserversorgung 2SU Abwasser/Wasser (4) 3) 
Aktuelle Ringlehrveranstaltung 2SU  2) 
Interdisziplinäre Projektarbeit 
(industrielles Umweltprojekt) 

4P Interdisziplinäres Umweltprojekt 
(5) 

4) 

7 

Diplomandenseminar (2S)  Wahlveranst.2) 
 
 
Anmerkungen 1) und 2) siehe Grundstudium. 
 
3)  Die Lehrveranstaltung Abwasser / Wasser (5SU+1P) des Studienprogramms nach dieser Prüfungsordnung 

ersetzt die Lehrveranstaltungen Abwasser (3SU+1P) und Wasserversorgung (2SU) des bisherigen Studien-
programms. 

4)  Insgesamt sind von Studierenden, die nach dem bisherigen Studienprogramm weiterstudieren, für die beiden 
Projektarbeiten im 6 und 7, Fachsemester des bisherigen (Diplom-) Studienprogramms zwei interdisziplinäre 
Projekte des neuen (BA-) Studienprogramms durchzuführen. 

 


